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Kürzungspolitik
Attac beteiligt sich 

mit Bankenaktionstag

von stephan lindner, berlin

Europaweit machen soziale 
Bewegungen am 29. Sep-

tember gegen Kürzungspolitik 
mobil. Der Europäische Ge-
werkschaftsbund ruft zu einer 
Großdemonstration in Brüssel 
auf, zu der auch aus vielen deut-
schen Städten Busse organisiert 
werden. In Spanien und Grie-
chenland sind Generalstreiks 
angekündigt. Und das globa-
lisierungskritische Netzwerk 
Attac beteiligt sich mit einem 
Bankenaktionstag.

Protestiert wird gegen eine 
Politik, die den Krisenverur-
sachern Milliarden zur Verfü-
gung stellt und bei der breiten 
Masse drastisch spart. Bereits 
2008 waren in der Europäi-
schen Union einige Staaten 
Mittel- und Osteuropas zah-
lungsunfähig und wurden seit-
dem von EU und Internationa-
lem Währungsfonds zu einem 
harten Sparkurs gezwungen. 
Im Frühjahr folgte Griechen-
land. Viele weitere Regierun-
gen haben mittlerweile von 
sich aus drakonische Sparpake-
te geschnürt. 

Damit bezahlen wieder die-
jenigen, die schon vor der Kri-
se zu den Verlierern gehörten. 
Eine adäquate Beteiligung von 
Banken und Vermögensbesit-
zern ist hingegen nicht in Sicht.

Der Aktionstag liegt einen Tag 
vor dem ECOFIN, dem Treffen 
der EU-Finanzminister. Hier 
könnte auch eine andere Politik 
gemacht werden, die für eine 
Finanztransaktionssteuer und 
weniger Steuerkonkurrenz und 
Steuerflucht eintritt. Leider ver-
treten viele Regierungen aber 
die Interessen der heimischen 
Großbanken – statt die der Bür-
gerinnen und Bürger. Dazu ge-
hört auch die Bundesregierung, 
die bei der Durchsetzung der 
Kürzungspolitik an vorderster 
Front kämpft und sich gleich-
zeitig gegen die überfällige Eta-
blierung einer wirksamen Fi-
nanzaufsicht auf europäischer 
Ebene wehrt. 

Bei den Verhandlungen zu 
Basel III, bei denen es darum 
geht, wie viel Eigenkapital die 
Banken in Zukunft vorhalten 
müssen, um bei der nächsten 
Krise nicht sofort wieder geret-
tet werden zu müssen, legte die 
Bundesregierung kürzlich sogar 
als einziger Staat ein Veto gegen 
strengere Vorschriften ein. 

Attac will mit dem Banken-
aktionstag den Zusammen-
hang zwischen Banken-Ret-
tungspaketen, Kürzungspolitik 
und nach wie vor fehlender 
Regulierung deutlich machen. 
In etlichen Städten soll es kre-
ative Protest-Besuche bei Ban-
ken geben.

Allerdings gibt es in Attac 
auch Skepsis gegenüber dem 
Motto dieses Tages. Der Euro-
päische Gewerkschaftsbund 
fordert nämlich  Priorität für 
Wachstum. Da viele in Attac 
die Fixierung auf Wirtschafts-
wachstum eher als Teil des Pro-
blems denn als Lösung sehen, 
ist für das nächstes Jahr ein 
großer Kongress zum Thema 
Wachstum in Planung.
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Staaten ärmer werden | Seite 5

Das ganz andere Bankensystem

Während sich die Regierungen der EU und 
jenseits des Atlantiks schwer tun, Banken 

und Fonds ernsthaft Zügel anzulegen, sind aus 
der Zivilgesellschaft inzwischen eine Fülle von 
gut durchdachten Vorschlägen und Initiativen 
entstanden, die das Finanzsystem vom Kopf auf 
die Füße stellen wollen: weg von der Jagd nach 
Rekorddividenden mit gemeingefährlichen 
Spekulationsinstrumenten, hin zu einem Ban-
kensystem, das den sozialen und ökologischen 
Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger  
dient. Die Financial Crimes dokumentiert eini-
ge Ansätze.                                             AGENDA | Seite 7, 8

leitartikel: deutsche bank

Dreck am Stecken

Die Deutsche Bank stellt sich gern 
als Hort der Stabilität umgeben von 
krisengeschüttelten deutschen Plei-

tebanken dar. Mit ökologisch modernisierten 
Hochhaustürmen in Frankfurt am Main und 
zahlreichen – unverbindlichen – Nachhaltig-
keitserklärungen feilt sie überdies an einem 
sauberen Image.

Die Realität sieht anders aus. Die Deutsche 
Bank hat allein durch die Rettung des US-
Versicherers AIG etwa neun Milliarden Dollar 
an US-amerikanischem Steuergeld erhalten – 
was ihr jenseits des Atlantiks den Ruf der Tritt-
brettfahrerin einbrachte. Von der Rettung der 
HRE, IKB und anderer Banken hier zu Lande 
profitierte sie, da ihr ungesicherte Einla- 
gen in Milliardenhöhe erhalten blieben. Zu-
sammengerechnet mindestens zwölf Milliar-
den Euro hat die Deutsche Bank so indirekt an 
staatlicher Unterstützung erhalten – bezahlt 
von der der Allgemeinheit. Hätte sie diese 
Summe 2008 abschreiben müssen, wäre  
die Hälfte ihres Eigenkapitals aufgezehrt 
worden – die Deutsche Bank hätte Insolvenz 
anmelden müssen. 

Die Deutsche Bank hat zu Beginn der Krise 
Schrottpapiere verkauft und zugleich auf de-
ren Kursverfall gewettet (siehe S. 3). Aber auch 
sonst ist die Geschäftspolitik der mächtigsten 
deutschen Bank alles andere als sauber: Die 
Finanzierung von Atomkraftwerken, Waffenin-
dustrie und Bergbauprojekten, die gewaltsame 
Vertreibungen einschließen, gehört zu ihrem 
täglichen Geschäft (siehe S. 4).

Derzeit angelt die Deutsche Bank nach der 
Postbank. Wenn die Übernahme wie geplant 
stattfindet, steht der Bankenriese nach der 
Krise größer da als zuvor – wie bereits die 
Commerzbank. Und das, obwohl weltweit Ex-
perten fordern, keine Bank dürfe mehr „too big 
to fail“, zu groß für eine geordnete Insolvenz 
sein. Der nächste Crash könnte sogar so groß 
werden, dass Staaten ihre Banken gar nicht 
mehr freikaufen können – „too big to save“ 
wird es dann heißen. 

Es wird Zeit, dass die Politik handelt und 
Banken kleiner macht. Diese Deutsche Bank 
können wir uns nicht leisten.
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Entwicklung von 2000 bis 2009

KOMMENTAR: DIE DIRIGENTEN DER FINANzMäRKTE hABEN SIch AUS DEM DEMOKRATISchEN MITEINANDER AUSGEKOPPELT, SchREIBT hERIBERT PRANTL | SEITE 3

von harald schumann, berlin

Am 10. November wird es 
wieder geschehen. Bereits 

zum vierten Mal nach Aus-
bruch der großen Finanzkrise 
werden sich die Regierungs-
chefs der G20-Staaten zu ih-
rem Weltgipfel versammeln, 
diesmal in Seoul, Südkorea. 
Erneut werden sie dort ihre 
„feste Entschlossenheit“ be-
kunden, die Finanzbranche 
künftig weltweit einer stren-
gen Regulierung zu unterwer-
fen, „damit sich eine solche 
Krise nicht wiederholt“, wie 
Deutschlands Kanzlerin An-
gela Merkel verhieß. Und wie-
der wird es ein leeres Verspre-
chen sein.

Denn gut zwei Jahre nach 
dem Beinahe-Zusammen-
bruch des globalen Finanzsys-
tems zeichnet sich ab, dass den 
Regierungen der USA und der 
Europäischen Union die poli-
tische Kraft fehlt, die notwen-
digen Veränderungen gegen 
den Willen der großen Finanz-
konzerne durchzusetzen. Zwar 

haben der US-Kongress und 
das Europäische Parlament zu-
letzt umfangreiche Gesetzes-
pakete zur Reform der Finanz-
aufsicht verabschiedet. Auch 
haben die Aufsichtsbehörden 
der G20-Staaten verabredet, 
dass Banken in aller Welt 
künftig etwa doppelt so viel 
Eigenkapital für Krisenzeiten 
vorhalten sollen wie bisher.

Doch mit all dem werde nur 
„das alte System notdürftig 
repariert“, befand jüngst der 
New Yorker Ökonom Nou-
riel Roubini, der schon 2006 
vor dem drohenden Kollaps 

gewarnt hatte. Auch Simon 
Johnson, der in Finanzkri-
sen erfahrene frühere Chef-
Ökonom des Internationalen 
Währungsfonds, mahnte, die 
bisherigen Reformen seien 
völlig unzureichend und wür-
den alsbald neue Krisen her-
aufbeschwören.

Insbesondere die Tatsache, 
dass weiterhin globale Finanz-
konzerne wie Goldman Sachs, 
Barclays, BNP Parisbas oder 
die Deutsche Bank mit Bilanz-
summen von 1000 Milliarden 
Dollar und mehr uneinge-
schränkt operieren dürfen, 

werten unabhängige Fachleu-
te als gefährliche Fehlentwick-
lung. Diese etwa 40 weltweit 
operierenden Unternehmen 
mit ihren Tausenden von 
Tochtergesellschaften sind so 
komplex und über Kreditbe-
ziehungen so mit der übrigen 
Finanzbranche vernetzt, dass 
keine Regierung deren Kon-
kurs zulassen könnte, ohne 
zugleich den Zusammen-
bruch des Zahlungssystems 
und mit ihm der Wirtschaft 
zu riskieren. Damit genießen 
diese Konzerne eine implizite 
Staatsgarantie, und das Ma-
nagement kann – anders als 
kleinere Wettbewerber – fast 
beliebig hohe Mengen Kredit 
zum Niedrigzins aufnehmen 
und damit extreme Risiken 
eingehen, ohne die Insolvenz 
und die Strafe des Marktes 
fürchten zu müssen. Darum 
sei es nur eine Frage der Zeit, 
bis diese Unternehmen die 
nächste Krise verursachen, 
warnt Johnson.  

Gemeingefahr 
Großbanken
Die nächste Krise ist nur eine Frage der Zeit

Milliarden Euro sparen. Das meiste sind 
Luftbuchungen, konkret wird es aber bei 
den Bedürftigen. Hartz-IV-Empfänger 
erhalten kein Elterngeld mehr, die Maß-
nahmen der Jobcenter sollen ebenfalls 
gekürzt werden. Und wer Wohngeld be-
kommt, muss künftig ohne Heizkosten-
zuschuss auskommen. 

Die Bundesregierung ist nicht allein 
mit ihrem Sparkurs. Weltweit werden 
die Staatsbudgets zusammengestrichen, 
um die Kosten der Finanzkrise wieder he-
reinzuholen. Und überall zeigt sich das 
gleiche Muster: Die Reichen werden ge-
schont, die Mittelschicht und die Armen 
belastet.  

Diese Politik ist nicht nur ungerecht, 
sondern ökonomisch unsinnig. Wer 
einseitig die Reichen begünstigt, steuert 
in den nächsten Crash. Denn während 
sich die unteren Schichten einschrän-
ken müssen und weniger konsumieren  

besaß das reichste eine Prozent der Bun-
desbürger bereits 23 Prozent des gesamten 
Vermögens in Deutschland. Die obersten 
fünf Prozent verfügten über 46 Prozent. 
Für die Mehrheit der Bevölkerung blieb da 
nicht mehr viel übrig. Die unteren 70 Pro-
zent kamen noch nicht einmal auf neun 
Prozent vom Gesamtvermögen.

Die Finanzkrise verschärft diesen Pro-
zess,  der Reichtum bei wenigen konzen-
triert. Denn der Crash wurde zum dop-
pelten Geschäft für die Wohlhabenden. 
Zum einen hat der Staat ihr Vermögen ge-
rettet, indem er die Banken gestützt und 
Konjunkturpakete angeschoben hat. Zum 
anderen musste der Staat dafür Schulden 
aufnehmen – und diese Kredite werden 
ihm wiederum vor allem von den Wohl-
habenden gewährt, die dafür Zinsen ver-
langen. Die Besitzenden lassen es sich also 
auch noch bezahlen, dass ihr Vermögen 
gesichert wurde. 

Die Kosten der Rettung tragen hingegen 
die Armen. Bis 2014 will die Regierung 82 

Die Regierung will das Geld für die  
Bankenrettungen bei den Armen  
zurückholen – ein gefährlicher Irrweg

von ulrike herrmann, berlin

Umverteilung ist ein Tabuwort in 
Deutschland, das noch immer an 

den Sozialismus gemahnt. Dabei wird 
permanent umverteilt – bisher jedoch 
von unten nach oben. Die Reichen wer-
den reicher und die Armen ärmer, wäh-
rend die Mittelschicht schrumpft. Denn 
seit dem Jahr 2000 ist ein historisch 
neuartiges Phänomen in der Bundesre-
publik zu beobachten: Die Reallöhne der 
normalen Angestellten fallen nicht nur 
in der Krise, sondern selbst in Zeiten des 
Aufschwungs. Die Arbeitnehmer müssen 
sich bescheiden, während die Firmenge-
winne explodieren.

Besitz und Kapitaleinkommen konzen-
trieren sich auf eine kleine Schicht: 2007 

Ungerecht und ökonomisch unsinnig

fortsetzung auf seite 6 
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Nettovermögen Deutschland  +20 %

Kinderarmut Deutschland:       +67 %

hungernde weltweit:                 +20 % 

Durchschnittl. Reallohn in D.:    –2 %

Finanzderivate weltweit:       +530 %

cO2-Emissionen/Jahr:               +26 %

6,6 Billionen €

2,5 Millionen Kinder

1 Milliarde Menschen

1.324 €/Monat

687 Billionen $

31.098 Megatonnen



Seit nunmehr zehn Jahren 
beobachtet und kommentiert 
unsere Redaktion das Treiben 
an den Finanzmärkten. Aber 
selten schien es uns so absurd 

wie heute.
Zwei Jahre nach dem Höhepunkt 
der Finanzkrise, während in der 
Welt so viele Menschen hungern 
wie nie zuvor und die Flut- und 
Hitzewellen in Pakistan und Russ-
land einen Vorgeschmack auf das 
drohende Klimachaos geben, haben 
die Finanzeliten nichts Besseres zu 
tun, als wieder das große Spekula-
tionsrad zu drehen – als gäbe es die 
reale Welt um sie herum nicht.
Und die Regierungen, die dem Spiel 
andere Regeln geben könnten, 
um den gewaltigen sozialen und 
ökologischen Herausforderungen 
der Gegenwart zu begegnen, haben 
dem Casinobetrieb bis heute nicht 
nur zugeschaut, sondern ihn auch 
noch mit Milliardensummen aus 
Steuergeld subventioniert – Mil-
liarden, die jetzt bei den sozial 
Schwächsten wieder eingetrieben 
werden sollen.

Angesichts dessen hat sich unsere 
Redaktion entschlossen, dem 
Routinebetrieb für einen Tag Adieu 
zu sagen und diese Sonderausgabe 
zu machen. Wir brauchen ein ganz 
anderes Finanzsystem, das nicht 
mehr der Bereicherung weniger 
dient, sondern Geld dorthin leitet, 
wo es gesellschaftlich benötigt 
wird. Ein solches Finanzsystem ist 
möglich – aber es kann nur wirklich 
werden, wenn genug Menschen 
dafür streiten.

Ihre Financial TCrimes-Redaktion

  EDITORIAL / Sonderausgabe

Wissen was wichtig wird.

www.financial-crimes.net

ÖKonomischE 
AlphAbEtisiErunG

... lohnt sich!

Highlights 2011 
(in Kooperation mit dem 
globalisierungskritischen 

Netzwerk Attac)

Wachstumskongress
im Mai in Berlin

European Network 
Academy of Social 
Movements (ENA)

im August in Freiburg

gewaltiger avanciert zum Quasi-
Führer einer rechten Bewegung.        

Stephen King verlieh ihm den 
Titel: „Satans geistig behinder-
ter, jüngerer Bruder“. Aber das 
ist eine Verharmlosung. Denn 
Becks Anhängerschaft ist rela-
tiv gebildet und wohlhabend, 
es sind die, die im Verteilungs-
kampf mehr zu verlieren haben 
als ihre Schulden. Finanziert 
nicht nur von Rupert Murdochs 
Medienkonzern, sondern auch 
von Großunternehmen, kann 
sich Beck auf den reflexartigen, 
amerikanischen Antikommu-
nismus verlassen. Obama wird 
als Marxist beschimpft, der das 
Land der Freiheit mit Ideen wie 
einer staatlichen Sozialversiche-
rung  in eine Neo-Sowjetunion 
verwandeln wolle und längst 
geheime Konzentrationslager im 
Land errichten lasse. 

Diese Volksaufhetzung zielt 
seit Monaten auf die Kongress-
wahlen am 2. November, die 
der Anfang vom Ende des Prä-
sidenten sein können.  „Ich bin 
hier, um meine Freiheit zu ver-
teidigen. Und wenn Sie das auch 
wollen, müssen Sie diesen Kerl 
seines Amtes entheben. Und mit 
ihm seine verrückte Idee, dass 
Sozialismus funktioniert und 
Kapitalismus nicht. Er spricht 
wie Castro und Chávez, wenn er 
behauptet, wir hätten unseren 
Wohlstand durch die Ausbeu-

tung der dritten Welt und 
imperialistische Kriege 

errungen. Sagt ihm: 

Ein durchgeknallter Popu-
list als Tauchsieder der 
Tea-Party-Bewegung, die 

Präsident Obama stürzen will? 
Diese Personalie ließe sich abtun, 
wenn Glenn Beck nicht einer der 
erfolgreichsten Meinungsma-
cher der USA wäre. Dieser zum 
Mormonentum konvertierte 
Nachfahre deutscher Einwande-
rer erreicht mit seinen täglichen 
Fox-News-Rundfunks- und Fern-
sehprogrammen mehr als elf Mil-
lionen Zuschauer und füllt auf 
seinen „listening tours“ Stadien 
mit 850 000 Leuten. Ein Medien-

Capitalismus works, free market 
economy works …“. 

Wohnen und Gesundheitsfür-
sorge würden genauso wenig zu 
den unveräußerlichen Rechten 
gehören wie Hummer. Jede staat-
liche soziale Erwägung, wie das 
zahme Gesetz zur Finanzmarkt-
regulierung, sei ein Verstoß ge-
gen die „Freiheit der Konzerne“ 
und damit jedes einzelnen. Der 
rassistische Glenn Beck , der sich 
nicht schämt, sich auf Martin 
Luther King zu berufen, lädt in 
seine Shows Leute, die erklären 
dürfen, weshalb sie Obama has-
sen. „Gebt diesem Mann keine 
Macht, nur weil er eine Wahl 
gewonnen hat.“ Eine interes-
sante Empfehlung aus dem Mus-
terland der Demokratie. Dieser 
angeblich Ideologielose ist viel-
mehr der Kreuzritter des von der 
wirtschaftlichen Macht ausge-
henden Populismus gegen die 
Demokratie. Eines gefährlichen 
Populismus,  der eher der jünge-
re Bruder des Fundamentalismus 
ist. Die Demagogie ist schlicht, 
trifft aber mit ihren simplen Bot-
schaften raffiniert ein Bedürfnis 
nach Antworten auf eine Wirt-
schaftskrise, die bei den Men-
schen ein bisher nicht gekanntes 
Maß an Wut und Angst hinter-
lassen hat. Die Verbitterung hat 
eine materielle Basis, weshalb die 
rechte APO der Tea-Party-Bewe-
gung nicht zu unterschätzen ist.

Auch das Rechtsbündnis „Pro 
Deutschland – Einheit der Pat-
rioten“ schmückt sich mit der 
Marke  Bürgerbewegung.  Ver-
kommt die Basisdemokratie zum 
Biedermaier? Der Citoyen zum 
Citroen? Dann hätten die Agita-
toren der Finanzlobby ganze Ar-
beit geleistet. 
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Lloyd Blankfein, Goldman-Sachs-Chef, 
zur Frage, warum gigantische Boni und 
riesige Profite kein Problem sein können:

Die Banken verrichten 
Gottes Werk.

 . . . GEMEINT?

Dann ist auch der Ruin 
ganzer Volkswirtschaften nur 
recht und  billig.

PERSONALIEN

  Nicht nur Merkels Kabinett will 
die Krise von denen bezahlen lassen, 
die wenig haben. Die Chefin des Un-
ternehmerverbands mittelständische 
Wirtschaft, Ursula Frerichs, fand wei-
tere Kostenträger: Die Arbeitnehmer 
sollen auf zwei Wochen Urlaub  
verzichten.                                                 FCD

  Klaus-Peter Müllers Celler Trialog ist 
erstmal ausgesetzt. Der Aufsichtsrats-
vorsitzende der Commerzbank hatte 
in den letzten Jahren zusammen mit 
dem Bundesverteidigungsministerium 
regelmäßig zu Treffen mit Vertretern 
aus Politik, Rüstungsindustrie und 
Bundeswehr eingeladen, um nicht-
öffentlich „die Vernetzung deutscher 
Sicherheitspolitik zu stärken“.          FCD 

KOPF • hOch

  herr Wowereit! Als 
Bürgermeister haben 
Sie einen Prozess
gegen die Gegner der 
Wasser-Privatisierung 
verloren – dumm 

gelaufen, klar. Wenn jetzt aber bis zum 
27.Oktober 172.000 Berlinerinnen und 
Berliner beim Volksbegehren für die 
Offenlegung der Geheimverträge unter-
schreiben, kann Ihre Stadt Geschichte 
bei der Rückeroberung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge schreiben. Es geht um 
die Rückabwicklung der größten Teil-
privatisierung in Europa. Wie bei den 
mehr als 200 anderen Public Private 
Partnerships in Deutschland bleiben 
auch in Berlin die Risiken bei der 
Stadt, während sich RWE und Veolia 
über traumhafte, garantierte Renditen 
freuen. Die Bürgerinnen und Bürger 
bezahlen es mit einem der höchsten 
Wasserpreise im Land. 
www.berliner-wassertisch.net 
www.ppp-irrweg.de

„
“

die „Finanzmarktstabilisierungsanstalt“,  
die nun beide Fonds verwalten soll, 
muss zwar einem „parlamentarischen 
Kontrollgremium“ Bericht erstatten, 
aber dieses Gremium funktioniert wie 
eine Black Box: Die neun Abgeordneten 
dürfen erstens in Entscheidungen der 
Anstalt in keiner Weise eingreifen und 
zweitens über das, was sie erfahren, we-
der mit Parlamentskollegen noch gegen-
über der Öffentlichkeit sprechen – unter  
Androhung juristischer Konsequenzen. 

Wird diese Konstruktion per Gesetz 
nun zum Dauerzustand, haben Bürger 
und Parlament auf unabsehbare Zeit fak-
tisch keine Kontrolle darüber, für wen 
und was milliardenschwere Risikoüber-
nahmen vergeben werden. Sollte es zu 

einem erneuten Krisenschub im Finanz-
sektor kommen – was viele Experten be-
fürchten –, kann dies zu einem Desaster 
für den Staatshaushalt werden. Durch 
die Blume gibt das sogar die Einleitung 
zum Gesetzestext zu: „Die Möglichkeit, 
auch nach dem 31. Dezember 2010 Maß-
nahmen im Hinblick auf bestehende 
Abwicklungsanstalten zu treffen, kann 
zu einer weiteren Belastung des Finanz-
marktstabilisierungsfonds führen, de-
ren Höhe derzeit nicht absehbar ist.“

Spätestens, wenn die Milliardenver-
luste des Schattenhaushalts dann in 
den regulären Bundeshaushalt über-
tragen werden, würde die nächste 
Kürzungswelle folgen, um das Ret-
tungsgeld für Banken erneut bei der Be-
völkerung einzutreiben. 

Noch aber ist das Gesetz nicht verab-
schiedet. Und vielleicht erinnern ja in 
der Zwischenzeit die Bürger ihre Abge-
ordneten daran, die Kontrollhoheit über 
die Staatsausgaben zurückzuerobern.

Fatale
Verflechtung

von werner rügemer, köln

Mit dem von der Bundesregier- 
ung geplanten „Restrukturie-

rungs-Gesetz“ sollen im Krisenfall 
„systemrelevante“ Banken saniert oder 
auch abgewickelt werden können, ohne 
dass das Finanzsystem gefährdet wird 
und ohne dass der Staat wie bisher dafür 
die Mittel aufbringen muss. 

Dabei geht die Regierung mit keinem 
Wort darauf ein, warum das geltende 
Insolvenzrecht bei der jüngsten Ban-
kenkrise nicht angewendet wurde. Vor 
allem aber ändert das „Restrukturie-
rungs-Gesetz“ nichts am Problem der 
„Systemrelevanz“: Banken, die mit an-
deren Banken so stark vernetzt sind, 
dass ihr Untergang fatale Kettenreak-
tionen zur Folge haben kann, dürfen 
weiter bestehen. Dabei müssten sie jetzt 
zerschlagen und ihr Geschäftsmodell 
verändert werden, wenn die nächste 
Krise verhindert werden soll. Aber das 
Gesetz tut nichts, um Finanzpraktiken, 
die zur Krise geführt haben, zu unter-
binden. 

Deshalb wird die Bankenabgabe auch 
nicht auf riskante Transaktionen er-
hoben, sondern pauschal. Dazu gelten 
bankenfreundliche Modalitäten: Die 
Abgabe darf 15 Prozent des jährlichen 
Gewinns nicht überschreiten; alle Nie-
derlassungen ausländischer Banken 
sind von der Beitragszahlung befreit; 
Banktöchter, die nicht der Banklizenz 
unterliegen (z.B. für Immobilien), wer-
den nicht eingerechnet. Es wird somit 
nur ein symbolischer Betrag zusammen-
kommen – von Prävention ist ohnehin 
keine Rede. Und an den gegenwärtigen 
Krisenfolgen werden die Banken gar 
nicht beteiligt.

sen Bank reichen, geschweige denn für 
eine Bank von der Größenordnung des 
2008 gestrauchelten Immobilienfinan-
zierers HRE. In letzter Instanz wird da-
her doch wieder die öffentliche Hand 
für die Rettungskosten von großen Plei-
tebanken geradestehen müssen. Hinzu 
kommen die potenziellen Verluste des 
Sonderfonds Finanzmarkstabilisierung 
(SoFFin), der bisher Garantien und Ei-
genkapitalspritzen von mehr als 220 
Milliarden Euro ausgegeben hat, davon 
über 140 Milliarden allein für die HRE.

Das besonders Brisante dabei: Die 
Entscheidungen über künftige Banken-
rettungen und entsprechende Haus-
haltsrisiken bleiben nach wie vor der de-
mokratischen Kontrolle entzogen. Denn 

von fabian scheidler, berlin

Mit dem so genannten Restruk-
turierungsgesetz, das die Bun-
desregierung im Herbst durch 

den Bundestag bringen will, sollen bei 
der Rettung von maroden Banken künf-
tig „öffentliche Haushalte geschont 
werden“, so das Finanzministerium. 
Ein genauerer Blick in den Gesetzes-
text zeigt aber, dass dieses Versprechen 
kaum eingelöst wird.

Zwar sieht der Gesetzentwurf eine 
Bankenabgabe vor, die in einen „Re-
strukturierungsfonds“ fließt, aber mit 
nur 1,3 Milliarden Euro pro Jahr wird 
dieser Fonds auf absehbare Zeit nicht 
einmal für die Rettung einer mittelgros-

intransparenz mit system
Bankenrettungen auch künftig ohne demokratische Kontrolle · Haushaltsrisiken ungewiss
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Große Wetten und 
größere idioten

Wie die Deutsche Bank und andere von der Finanzkrise profitierten

Feuerprobe für die Demokratie
Warum der heilige Augustinus heute ein Attac-Mitglied wäre

von florian moritz, berlin

Die einfachste Regel für 
Finanzinvestoren liefert 
die Greater Fool Theory 

– die Theorie des größeren Idi-
oten. Sie besagt, dass man ruhig 
in wertlose Anlagen investieren 
kann, solange man einen grö-
ßeren Dummkopf findet, der 
einem die Schrottpapiere teurer 
wieder abkauft.

Viele Banken verloren in der 
Finanzkrise Milliarden, weil 
sie so genannte Collateralized 
Debt Obligations (CDO) erwor-
ben hatten – Finanzvehikel, in 
denen faule US-Immobilien-
kredite im Wert von Milliarden 
Dollar gebündelt waren. Auf der 
anderen Seite dieser Geschäf-
te standen aber auch Gewin-
ner. Sie waren nicht nur ihre 
Schrottpapiere losgeworden, 
sondern schlossen zusätzlich lu-
krative Wetten auf den Ausfall 
dieser Papiere ab.

Dazu kauften sie frühzeitig 
Kreditversicherungen, so ge-
nannte Credit Default Swaps 
(CDS). CDS funktionieren wie 
Feuerversicherungen – der Käu-
fer zahlt eine Gebühr und be-
kommt dafür den Wert der ver-
sicherten Kredite ersetzt, wenn 
diese ausfallen. Im Unterschied 
zur Feuerversicherung auf das 
eigene Haus beziehen sich CDS 
aber oft auf Kreditpakete, die 
andere besitzen: CDS-Käufer 
versicherten sich also gegen 
Kredit-Ausfallrisiken, die sie gar 
nicht selbst eingegangen waren. 
CDS-Verkäufer luden sich die 
Risiken auf und machten so am 
Ende riesige Verluste.

von heribert prantl, münchen

Die „Zivilgesellschaft“ ist so eine 
Art Heilsarmee der Demokratie. 
Sie besteht aus Wohlfahrtsver-

bänden, aus Stiftungen und aus vielen 
großen und kleinen Bürgerinitiativen. 
Die Zivilgesellschaft beantwortet eine 
Frage, die in Zeiten von anhaltend 
schlechten Nachrichten besonders 
beliebt ist: Wo bleibt eigentlich das 
Positive? Es gibt dieses Positive – näm-
lich Zehntausende sozialer und gesell-
schaftspolitischer Projekte im Land, die 
dort ansetzen, wo der Staat es nicht oder 
nicht mehr tut. 

Sie machen Kultur; sie finanzieren, 
was der Staat nicht mehr finanziert. 
Sie kümmern sich – viel persönlicher 
als dies die beste staatliche Jobagentur 
kann – um Ausbildungsplätze für Ju-
gendliche; sie leisten Hausaufgabenhil-
fe für ausländische Kinder; sie begleiten 
türkische Eltern zur Klassenversamm-
lung; sie kriechen unter den Teppich, 
unter den Hartz IV die neuen Armen der 
Gesellschaft gekehrt hat, und sie tischen 
ihnen etwas zum Essen auf. Die Wieder-
kehr der Suppenküchen zeigt, wie groß 
der Mangel in Deutschland ist. Das ist 
das Negative. Die Zahl der Bedürftigen, 
die bei den Tafeln essen, hat sich seit 
Hartz IV verdoppelt. Weil das nicht ein-
fach so weitergehen soll, gibt es Attac.

Die Arbeit von Stiftungen, Bürger-
vereinen und Tafeln kann nur eine Er-
gänzung des Sozialstaats sein. Der Staat 
hat seine Pflicht zu erfüllen, privates 
Engagement ist die Kür. Die Gesell-
schaft braucht dafür Kümmerer; und 
sie braucht Stiftungen und Vereine, die 
dieses Kümmern organisieren und be-
gleiten. Es gibt viele dieser Kümmerer, 
aber der Staat behandelt sie zu oft als 
nützliche Idioten. Die großen Verbände 
wiederum sehen diese Kümmerer zu oft 
eher als Störer denn als willkommene 
Helfer. Beim Wort „Zivilgesellschaft“ 

Manche CDS-Verkäufer fan-
den aber selbst einen größe-
ren Dummkopf: Die Invest-
mentbank Goldman Sachs 
beispielsweise versicherte 2007 
Kreditpakete in mehrstelliger 
Millionenhöhe für den Hedge-
fonds Paulson & Co. Goldman 
behielt die Kreditrisiken aus sei-
nen CDS-Verkäufen aber nicht 
selbst, sondern verpackte diese 
Risiken in ein kompliziertes In-
vestmentvehikel namens Syn-
thetische CDO. Diese CDO ver-
kaufte Goldman weiter - auch 
an die deutsche IKB-Bank, die 
auf den Risiken sitzen blieb und 
später vom Steuerzahler gerettet 
werden musste.

Die Komplexität von CDO 
machte sie für Spekulanten auf 
der Suche nach einem größe-
ren Dummkopf so interessant: 
Ratingagenturen konnten oder 
wollten die Risiken der Schrott-
papiere nicht erkennen und 
bewerteten sie deshalb als quasi 
risikofrei. Während die Käufer 
diesem Urteil blind vertrauten, 
wussten es die Verkäufer oft 
besser: Im Goldman-Fall hatte 
der Hedgefonds Paulson selbst 
darauf hingewirkt, dass sich der 
CDO auf besonders schlechte 
Kredite bezog. So ging Paulson 
sicher, dass die Kredite platzen 
und sich die Wette mit den 
CDS-Versicherungen auszahlt. 
Tatsächlich verdiente alleine 
der Chef des Hedgefonds damit 
3,7 Milliarden Dollar im Jahr 
2007.

Die Käufer des CDO verloren 
hunderte von Millionen. Und 
weil Goldman ihnen die Rolle 
Paulsons verschwiegen hatte, 

kriegen viele Politiker einen barmher-
zig-gütigen Gesichtsausdruck; beim 
Wort „Attac“ friert ihnen dann die gute 
Miene wieder ein. Engagement braucht 
aber nicht nur Anführer und Anreger, 
sondern auch Aufreger.

Attac ist Anreger und Aufreger. Attac 
will mit seinem Werben für die Trans-

musste die Bank mehr als eine 
halbe Milliarde Dollar zahlen, 
um ein Betrugsverfahren der 
US-Börsenaufsicht abzuwen-
den.

Auch die Deutsche Bank steht 
im Visier der US-Behörden. 
Wie Goldman verkaufte sie 
Schrottpapiere und wettete 
gleichzeitig auf deren Ausfall. 
Und wie Goldman kooperier-
te sie dabei mit Paulson und 
anderen Hedgefonds. Laut In-
ternet-Journal ProPublica half 
die Deutsche Bank etwa dem 
Hedgefonds Magnetar bei Wet-
ten gegen Immobilienkredite. 
Auf der Verlierseite stand dabei 
wieder die in Düsseldorf ansäs-
sige IKB, die offenbar regelmä-
ßig als der größere Dummkopf 
für die Deutsche Bank agierte. 
US-Autor Michael Lewis zitiert 
einen Deutsche-Bank-Mitarbei-
ter, der auf die Frage, welcher 
Idiot die Risiken auf sich neh-
me, antwortete: „Düsseldorf. 
Dumme Deutsche. Die nehmen 
die Ratingagenturen ernst.“

Diese Dummheit war ganz im 
Sinne der Bundesregierung: Jörg 
Asmussen, heute Finanz-Staats-
sekretär, hatte schon 2006 in ei-
ner Fachzeitschrift versprochen, 
dass „Instituten keine unnöti-
gen Prüf- und Dokumentations-
pflichten“ entstehen sollten, 
wenn sie in Produkte wie CDO 
„mit gutem Rating“ investie-
ren. Dass ausgerechnet die IKB 
diese Freiheit, Greater Fool zu 
sein, nutzte, verwundert nicht: 
Asmussen saß auch im IKB-Auf-
sichtsrat.

florian moritz ist mitabeiter 
der linksfraktion im bundestag.

aktionssteuer im Speziellen und für ein 
sozialverträgliches Wirtschaften im 
Allgemeinen dafür sorgen, dass der So-
zialstaat finanziert werden kann. Das 
ist nicht einfach Wohltätigkeit, das ist 
Einsatz für die Demokratie. Sozialstaat 
und Demokratie gehören zusammen. 
Der Sozialstaat sorgt dafür, dass der 

Mensch Bürger sein kann. Und Attac 
kämpft dafür, dass es nicht allein bei der 
Globalisierung des Kapitalismus bleibt, 
sondern daneben eine globalisierte sozi-
ale Verantwortung gestellt wird. Es geht 
darum, um das Attac-Mitglied Heiner 
Geißler zu zitieren, die soziale Markt-
wirtschaft zu internationalisieren.

In den Monaten der großen Wirt-
schafts- und Finanzkrise sind auf den 
Finanzmärkten viele Milliarden Dollar 
und Euro verbrannt. Noch viel schlim-
mer wäre es, wenn in dem Feuer auch 
noch das demokratische Grundvertrau-
en verbrennen würde. Es geht nicht 
nur darum, gigantische Geldlöcher zu 
stopfen, sondern auch darum, dass aus 
der Krise des globalen Kapitalismus 
nicht eine globale Krise der Demokratie 
wird. Die Dirigenten des internationa-
len Geldmarkts haben viel dafür getan, 
dass es so kommt. Sie haben erfolgreich 
versucht, die Politik demokratisch ge-
wählter Regierungen ihrer Disziplin zu 
unterwerfen. Sie haben Regierungen 
genötigt, sie haben den Abbau von Kon-
trollen erzwungen – und sind gleich-
wohl mit eigens gegründeten Zweck-
gesellschaften in die Nischen der Welt 
geflohen, in denen sie ihre riskanten 
Geschäfte noch besser verstecken konn-
ten. Die Großmanager des Geldmarkts 
taten so, als sei die Demokratie eine 
Spielwiese für Kleinbürger, und als hät-
ten Wahlkämpfe und Wahlen nur eine 
Funktion ähnlich der, wie sie „Brot und 
Spiele“ im alten Rom hatten.

Indes: Demokratie ist etwas ganz an-
deres, sie ist eine Gemeinschaft, die ihre 
Zukunft miteinander gestaltet. Die Di-
rigenten der Finanzmärkte haben sich 
aus diesem Miteinander ausgekoppelt. 
Attac versucht, diese Entkoppelung wie-
der rückgängig zu machen. Die globale 
Ökonomie braucht eine globale politi-
sche Antwort.

„Ein Staat, dem die Gerechtigkeit 
fehlt, ist nichts anderes als eine gro-
ße Räuberbande.“ Dieser Satz stammt 
nicht von der Gewerkschaft Verdi, 
nicht von der Linkspartei und nicht 
von Attac. Er stammt vom heiligen Au-
gustinus. Vielleicht wäre der heute Mit-
glied bei Attac.   

prof. dr. heribert prantl leitet die redaktion 
innenpolitik der süddeutschen zeitung.
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Aktion der Gruppe „Geld oder Leben“, Berlin 2007



Raubbau 
gestoppt

Gute Nachrichten für 
das Bergvolk der Dong-
ria Kondh: 
Das indische Umwelt-
ministerium hat ent-
schieden, dass der bri-
tische Bergbaukonzern 
Vedanta kein Bauxit am 
heiligen Berg Niyamgiri 
abbauen darf.

Die Proteste gegen 
das Projekt zeigen 
Wirkung.
Die Deutsche Bank 
unterstützte den 
Bergbaukonzern mehr-
fach mit Anleihen in 
Millionenhöhe. Für die 
Aluminiumproduktion 
werden immer wieder
Menschenrechte 
verletzt.

Menschenrechtsverletzun-
gen der Deutschen Bank:

www.urgewald.de
www.bank-secrets.de
www.nuclearbanks.org
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die grosse klimawette

Banken hoffen auf den 
Emissionshandel
Großbanken investieren in Kohle-
kraftwerke, Ölförderung und andere 
Klimakiller. Zugleich bereiten sie 
sich aber darauf vor, am Klimaschutz 
mitzuverdienen. So brüstet sich die 
Deutsche Bank z.B. unter dem Slogan 
„Banking on Green“, einen Spitzen-
platz im globalen Handel mit Emissi-
onszertifikaten einzunehmen. Auch 
Commerzbank und Goldman Sachs 
sind leidenschaftliche Befürworter des 
Emissionshandels.

Ein Schelm, wer Böses dabei denkt? 
Leider legen die Erfahrungen mit dem 
so genannten Clean Development 
Mechanism (CDM) des Kyoto-Pro-
tokolls bedenkliche Entwicklungen 
nahe. Über den CDM sollen Unter-
nehmen aus Industrieländern in 
Entwicklungsländern Klimaschutz-
projekte durchführen können und 
sich die Emissionsreduktionen zu 
Hause gutschreiben lassen. So ließen 
sich drei Fliegen mit einer Klappe 
schlagen: Investitionen von Nord 
nach Süd, ebenso ein Transfer grüner 
Technologie, und schließlich der 
Aufbau klimafreundlicher Strukturen 
im Süden. Der Haken: Es funktioniert 
nicht. Ein drastisches Beispiel: Das Gas 
HFC-23 entsteht bei der Herstellung 
von Kühlmitteln. Da es 11.700-mal 
so klimawirksam wie CO2 ist, lassen 
sich viele Klimazertifikate generieren, 
wenn seine Freisetzung durch neue 
– relativ günstige  – Technologien 
verhindert wird. Welch ein Anreiz, 
eine Kühlmittelfabrik zu bauen, sie 
auf grüne Technologien umzurüsten, 
dafür Klimazertifikate einzustreichen 
und diese für viel Geld auf dem euro-
päischen Markt zu verkaufen! Ganz 
wenige HFC-23 Projekte im gesamten 
CDM generieren mehr als die Hälfte 
aller Zertifikate. Die Deutsche Bank 
ist durch ihre Beteiligung an der chi-
nesischen Kühlmittelfirma Zhejiang 
Juhua vorn mit dabei. Zwar liegt der 
Fehler wieder mal im System, doch die 
Banken nutzen solche Fehler aktiv, um 
daraus Profit zu schlagen. 

Die Banken setzen auf einen um-
fassenden Emissionshandel in der 
Zukunft und bereiten sich auf einen 
Markt für Emissionsderivate vor – der 
selben Form von Finanzprodukten, 
die die Hypothekenkrise überhaupt 
erst möglich machte. Dort würden 
Emissionszertifikate dann zu Indizes 
gebündelt, auf deren Entwicklung  
wieder spekuliert werden kann. Ein 
lukratives Geschäftsfeld für Banken. 
Wenn aber dadurch ähnliche Preis-
schwankungen wie auf dem Nah-
rungsmittelmarkt entstehen, wird die 
Zukunft des Klimaschutzes vollends 
unplanbar.                            chris methmann

leistung, die leiden schafft
Deutsche Bank verdient mit Rüstung, Atomindustrie und Vertreibung

von barbara happe, berlin

Die größte deutsche Bank 
präsentiert sich gern als 
Musterschülerin in Sa-

chen Umwelt- und Menschen-
rechtsschutz. Kein anderes deut-
sches Bankhaus hat derart viele 
unverbindliche (!) Nachhaltig-
keitserklärungen unterzeichnet 
wie die Deutsche Bank. 

Die Wirklichkeit hinter der 
grün und sozial glitzernden Fas-
sade sieht jedoch anders aus: 
Die Deutsche Bank vergibt Un-
ternehmensanleihen an Atom-
konzerne und Waffenprodu-
zenten und finanziert einige der 
größten Umweltzerstörer welt-
weit. Sie nutzt ihre Position als 
größte deutsche Bank, um Ge-
schäfte zu tätigen, die bei ande-
ren Finanzinstitutionen längst 
auf dem Index stehen.

Beispiel Atom: 
Mit der Unterzeichnung des 
Appells „Mut und Realismus für 

Deutschlands Energiezukunft“ 
outete sich Deutsche-Bank-
Chef Ackermann in der vergan-
genen Woche einmal mehr als 
Atomlobbyist. Das schlägt sich 
auch im Portfolio seiner Bank 
nieder. Sie hat das gesamte Pro-
gramm der Nuklear-Branche 
im Angebot: vom Uranabbau 
bis hin zu Geschäften mit Fir-
men, die Uranwaffen herstel-
len. Zu ihren 
Unternehmens-
kunden zählen 
alle internatio-
nal führenden 
Atomkonzerne. 
Aktuellen Re-
cherchen von 
Umweltorgani-
sationen zufol-
ge gehört die Deutsche Bank 
international zu den Top Ten 
der radioaktivsten Banken. Die 
unkontrollierbaren Risiken die-
ser Technologie scheinen den 
deutschen Bankenprimus nicht 
zu interessieren.

Beispiel Streumunition: 
Die Deutsche Bank wolle, so 
Ackermann, „ausdrücklich in 
keinerlei Transaktionen mit 
Personen-Landminen, Streu-
bomben oder ABC-Waffen 
involviert sein“. Nach aktuel-
len Recherchen unterhält sie 
jedoch Geschäftsbeziehungen 
zu führenden Streubomben-
herstellern wie Textron und 

Singapore Tech-
nologies Engi-
neering, die von 
vielen anderen 
Finanzdienst-
leistern keine 
Unterstützung 
mehr erhalten. 
S t r e u b o m b e n 
sind internati-

onal geächtet. Ein erheblicher 
Prozentsatz der Sprengsätze 
explodiert nicht beim Einsatz, 
sondern verbleibt als tickende 
Zeitbombe. Etwa 100.000 Op-
fer hat Streumunition bis heute 
gefordert: 98 Prozent der regist-

von evelyn bahn, berlin

An den Warenterminbörsen 
herrscht beste Stimmung: 

Mit dem Feuer in Russland, der 
Rekordhitze in Mittel- und Ost-
europa und den Überschwem-
mungen schießen die Getreide-
preise in die Höhe. Dabei ist die 
Preisexplosion hausgemacht 
und hat wenig mit dem tatsäch-
lichen Angebot von Getreide 
zu tun. Börsenzocker haben die 
Preise um zeitweise über 50 Pro-
zent ansteigen lassen. Seit dem 
Platzen der US-Immobilienblase 
und der globalen Finanzmarkt-
krise sind Agrarrohstoffe ins 
Visier von Spekulanten gera-
ten. Doch nicht nur mit den 
Nahrungsmitteln selbst wird 
gezockt, auch das Geschäft mit 
Ackerland verspricht eine at-
traktive Rendite.

Allein zwischen den Jahren 
2006 und 2009 wurden nach 
Schätzungen der Organisation 
GRAIN zirka 50 Millionen Hektar 
Land in Afrika, Asien und Latein-
amerika an ausländische Inves-
toren verkauft oder verpachtet. 
Verhandlungen über zehn bis 
30 Prozent des weltweit verfüg-
baren Ackerlandes sollen derzeit 
laufen. Die Investoren aus Chi-
na, den Golfstaaten, Europa und 
den USA wollen Nahrungsmit-
tel und Energiepflanzen für den 

rierten Opfer stammen aus der 
Zivilbevölkerung, 27 Prozent 
davon sind Kinder.

Beispiel Vedanta: 
Zu den besonders fragwürdigen 
Kunden der Deutschen Bank 
zählt das britische Bergbauun-
ternehmen Vedanta. Der Kon-
zern ist bekannt dafür, dass er 
weltweit außerhalb der Gesetze 
agiert. Die indische Vedanta-
Tochter Sterlite Industries 
überging alle Vorgaben der in-
dischen Umwelt- und Indige-
nenschutzgesetzgebung – von 
Waldzerstörung über Gewäs-
serverseuchung bis hin zu Ver-
treibungen –, um in der Provinz 
Orissa eine Aluminiumhütte zu 
errichten. Für die Versorgung 
der Aluminiumhütte mit Bauxit 
scheut sie nicht vor der Zerstö-
rung indigener Heiligtümer und 
Kulturstätten zurück. Während 
andere Finanzdienstleister Ve-
danta aus ihrem Portfolio gestri-
chen haben, hält die Deutsche 

Export beziehungsweise unmit- 
telbar für die eigene Nahrungs- 
und Energiesicherung anbauen 
oder nutzen das Land schlicht-
weg als Spekulationsobjekt. Ein 
Beispiel ist der „African Land 
Fund“ mit Sitz in England, der 
seit 2008 mehr als 150.000 Hek-
tar Land in 15 Staaten im süd-
lichen Afrika unter seine Kont-
rolle gebracht hat. Viele dieser 
Staaten haben ein ernsthaftes 
Hungerproblem; die Menschen 
sind auf den Zugang zu Land 
angewiesen, um überleben zu 
können. Doch darüber schwei-
gen die Werbevideos des Fonds, 
die den Anlegern Renditen von 
25 Prozent jährlich versprechen. 

Auch das Hamburger In-
vestmenthaus Aquila Capital 
mischt im globalen Poker um 
Ackerland mit. Aquila kanali-
siert über eine luxemburgische 
Firma das Geld betuchter Anle-
ger in Ackerland in den brasilia-
nischen Cerrados. Auf 250.000 
Hektar Land sollen Zuckerrohr-
plantagen für die Ethanolpro-
duktion sowie Weideflächen für 
die Rindviehhaltung entstehen. 
Das Investmentunternehmen 
rechnet dabei mit einer „hohen 
und sofortigen Wertsteigerung 
des Landes“.

Während die Investoren mit 
den Landgeschäften ihre Ge-
winne maximieren, zeichnet 

sich bereits ab, dass die lokale 
Bevölkerung der Verlierer ist. 
Leidtragende sind insbesonde-
re Kleinbauern, Hirten, Fischer, 
Landarbeiter und Nomaden. 
Die Menschen verlieren durch 
die Land-Deals den für ihre Er-
nährungsgrundlage wichtigen 
Zugang zu Land und Wasser 
und stürzen in die Armut.

Vielleicht hält sich deshalb 
die Deutsche-Bank-Gruppe be-
deckt, wenn es um ihre Investi-
tionen in Agrarflächen geht. Im 
Portfolio der DWS Investment, 
die zur Deutschen-Bank-Gruppe 
gehört, findet sich jedoch ein 
Fonds, der dem Namen nach in 
Land investiert. Doch Recher-
chen zum „Global Agricultural 
Land & Opportunities Fund“ 
enden auf einer Webseite, für 
die ein Passwort benötigt wird. 
Auch die Bundesaufsicht für 
Finanzdienstleitungen (BaFin) 
hat keine Informationen, in wel-
chen Ländern der Fonds Acker-
land aufgekauft hat und verweist 
darauf, dass er auf den Cayman 
Islands aufgelegt worden ist. 
Und die DWS selbst möchte 
keine Auskunft über mögliche 
Anlagestrategien in Afrika geben 
– vielleicht um negative Schlag-
zeilen zu verhindern?

evelyn bahn arbeitet beim 
netzwerk entwicklungspolitischer 

gruppen inkota.

Bank weiter an diesem Skandal-
kunden fest.

Diese Beispiele aus der der-
zeitigen Finanzierungspraxis 
belegen, dass der deutsche Ban-
kenprimus bei der Wahl seiner 
Kunden keine Skrupel kennt 
und auch den schwärzesten 
Schafen eine Finanzierung be-
reitstellt. Mit einem derartigen 
Geschäftsverhalten, bei dem 
Menschenrechts- und Umwelt-
belange  ehrgeizigen Renditezie-
len geopfert werden, wird es der 
Deutschen Bank nicht gelingen, 
das in der Finanzkrise verloren 
gegangene Vertrauen der Kun-
den zurückzugewinnen.

Es ist höchste Zeit, dass die 
Deutsche Bank ihren hehren 
Worten auch Taten folgen lässt! 
Weg von Atom- und Waffenfi-
nanzierungen und hin zu einer 
Bank mit Gewissen und prakti-
zierten Grundsätzen.

barbara happe ist mitarbeiterin 
von urgewald.

landgrabbing: spekulanten gieren nach land
Getreidepreise und Ackerland in der Gewalt der Finanzmärkte
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Die reise
nach richistan

Die Reichen werden immer reicher, die Löcher in den öffentlichen Haushalten tiefer und tiefer.
Zufall? Mitnichten. Beides sind zwei Seiten ein und derselben Medaille.

planlos in der Krise
„Wer Visionen hat, der sollte 
damit zum Arzt gehen“ sagte 
Bundeskanzler d. Reserve 
Helmut Schmidt

von hans jürgen krysmanski, münster

Der Zusammenhang zwischen 
privatem Reichtum und staat-
lichen Schulden fällt in der öf-
fentlichen Debatte allzu gern 
unter den Tisch. 

Der sicherste aller Schuldner 
und damit der Traum aller Kre-
ditgeber ist – nach wie vor – der 
Staat.

Dabei trägt der Schulden ma-
chende Staat kräftig bei zur 
Konzentration von privatem 
Reichtum. Indem er auf den 
privaten Finanzmärkten Kredite 
aufnimmt, verpfändet er einen 
Teil des Steueraufkommens an 
so genannte institutionelle An-
leger wie Investmentbanken 
oder Aktienfonds. Diese aber 
sind nichts anderes als Frontor-
ganisationen der Reichen, der 
Vermögenden, der „High Net 
Worth Individuals“ (HNWI). 

Richistan
Für das imaginäre Land, in dem 
alle diese Gläubiger hausen, hat 
das Wall Street Journal den Na-
men „Richistan“ erfunden. In 
den Palästen Richistans leben 
weltweit – und man kann das 
nur global betrachten – 10.000 
bis 20.000 Superreiche mit je-
weils einem frei verfügbaren 
Vermögen von mehr als 500 
Millionen Dollar, darunter rund 
3000 Milliardäre mit Vermögen 
von bis zu 60 Milliarden Dollar. 
Diese Geldfürsten bilden zu-
sammen mit den rund 100.000 
Geldgrafen und Geldbaronen 
– mit Vermögen zwischen 30 
Millionen und 500 Millionen – 
die Gruppe der „Ultra High Net 
Worth Individuals“ (UHNWIs). 
Hinzu kommen eine Million 
Angehörige des einfachen Geld-
adels – HNWIs – mit Vermögen 
zwischen fünf Millionen und 
30 Millionen Dollar sowie rund 
15 Millionen Personen des nie-
deren Geldadels mit Vermögen 
zwischen einer Million und 
fünf Millionen Dollar. Fast alle 
sind nach der jüngsten Krise zu-
mindest auf dem Papier wieder 
obenauf und reicher als zuvor. 
Wie kommt das?

Wem gehört 
die Bundesrepublik?
Bei uns haben diese Gläubiger 
inzwischen Staatsschuldschei-
ne von über 1,6 Billionen (1600 
Milliarden) Euro in der Hand. 
Damit fließen den Richistani 

allein in diesem Jahr etwa 66 
Milliarden Euro an Zinszahlun-
gen aus dem bundesdeutschen 
Haushalt zu. Nach dem Sozial-
budget (147 Milliarden Euro) ist 
dies der zweitgrößte Ausgaben-
posten im Budget der Bundesre-
gierung. 

Die Identität dieser Gläubiger 
aber wird konsequent aus der 
öffentlichen Diskussion her-
ausgehalten. Die Gläubiger des 
Staates verstecken sich hinter 
dem Bankgeheimnis. Sogar die 
bundesdeutsche Finanzagentur, 
die für den Bund die Kreditauf-
nahme regelt, kennt die Geldge-
ber nicht. Zwar sei das Interesse 
groß an der Frage „Wem gehört 
die Bundesrepublik?“, sagt einer 
ihrer Sprecher. Aber ihre Beant-
wortung scheitere an den Inte-
ressen derer, die die Papiere des 
Bundes erwerben.

Nun sind vermögende Staats-
gläubiger – so sie überhaupt in 
Deutschland leben – ja angeb-
lich auch große Steuerzahler. 
Es könnte also sein, dass sie mit 
den Staatsschuldzinsen nur ein 
wenig von dem zurückerhal-

von georg schramm, badenweiler 

Das Bedrückendste in diesen 
Tagen ist für mich die völlige 

Abwesenheit einer Vision. „Wir 
wollten schnellstmöglich wieder 
dahin, wo wir vor der Krise wa-
ren“, sagte die Kanzlerin und ern-
tete für diese Bankrotterklärung 
starken Applaus ihrer bürgerli-
chen Koalition. 

Weit und breit noch nicht ein-
mal der Versuch, den Abschied 
vom Wachstum gedanklich zu 
gestalten.

Die Linke klebt noch am Staats-
Sozialismus, der ist aber keine Vi-
sion, sondern eine niederschmet-
ternde Erfahrung. Die SPD taktiert 
nur, der sitzen noch Gestalten wie 
Helmut Schmidt im Nacken, der 
seine Nikotinabhängigkeit mit 
freiem Bürgergeist verwechselt. 
„Wer bei uns Visionen hat, der 
sollte damit zum Arzt gehen“, hat 
Schmidt mal gekalauert.

Bei der Union dasselbe: Visio-
nären Konservativen wie Heiner 
Geißler wird in der CDU Partei-
austritt und psychiatrische Be-
handlung empfohlen. 

Für eine Vision müssen wir das 
Land verlassen, wenigstens ge-
danklich. Wir müssen zurück zur 
letzten Weltwirtschaftskrise. 

Am 4. März 1933 ging ein Ruck 
durch ein Land. Durch Deutsch-
land auch, aber das meine ich 
nicht. (Bei uns wurden in diesen 
Tagen Hunderte aufrechter Demo-
kraten von der Gestapo abgeholt.)

Ich meine die USA, dort ver-
kündete an diesem Tag Präsident 
Roosevelt den „New Deal“, den 
großen Gesellschaftsvertrag. Eine 
Vision, und was für eine. Der 
Zustand der USA vor dem „New 
Deal“ war geprägt durch Finanz- 
und Wirtschaftskrise, Rezession, 
Massenarmut, verrottetes Bil-
dungssystem und Superreiche, 
die das Land plünderten. Eine Be-
schreibung, die uns bekannt vor-
kommen muss.

Eine Generation später blüh-
te das Land wie nie zuvor, dy-
namische Mittelschicht, solide 
Mindestlöhne, und aus den Su-
perreichen waren Wohlhabende 
geworden. Durch eine gewaltige 
Umverteilung von oben nach 
unten.

Kennen sie den Unterschied 
zwischen wohlhabend und reich? 
Warren Buffett, einer der Top Ten 
der Weltrangliste, hat „reich“ de-
finiert: Wenn beim Geldzählen 
eine Million fehlt und man merkt 
es nicht, dann ist man reich.

Roosevelt setzte seinen Deal 
damals gegen den erbitterten Wi-
derstand der Reichen durch. Es 
gab Morddrohungen, als er für be-

ten, was ihnen zuvor an Steuern 
abgeknöpft wurde. Doch weit 
gefehlt. Die von Vermögenden 
zu zahlenden Steuern sind in 
der Regel Erbschafts-, Grund-, 
Gewerbe-, Einkommens-, Kör-
perschafts- und Kapitalertrags-
steuern. Mit dem Aufkommen 
aus diesen Steuern in Höhe von 
jährlich rund 65 Milliarden Euro 
könnten nach einer fiktiven Auf-
rechnung die jährlichen Staats-
schuldzinsen von 66 Milliarden 
Euro knapp finanziert werden. 
Aber selbst dann bliebe es bei ei-
nem Nullsummenspiel; die Steu-
ern des Geldadels in Deutsch-
land trügen nicht das Geringste 
zur Finanzierung öffentlicher 
Aufgaben bei.

Die andere Seite 
der Staatsverschuldung
Staatsverschuldung kann, sagen 
zumindest die Keynesianer unter 
den Ökonomen, eine Volkswirt-
schaft aber auch beflügeln. Inso-
fern ist sie nicht von vornherein 
schlecht – vorausgesetzt, sie wird 
verbunden mit einer klugen 
Steuerpolitik, welche die Rei-

chen und vor allem die Superrei-
chen ordentlich zur Kasse bittet. 
Aber an einer solchen Eindäm-
mung müheloser Gewinne sind 
die Bewohner Richistans selbst-
verständlich nicht interessiert.

Eine Staatsverschuldung mit 
Bereicherungseffekt für die Rei-
chen dient – wie jegliche Geld-
umverteilung von unten nach 
oben – ja auch der Machtkon-
zentration. Den Herren und Da-
men von Richistan ist klar, dass 
Geldkapital in einer Verschul-
dungskrise wie in den 1930ern 
oder heute völlig wertlos wer-
den könnte. Sie stellen sich ein 
auf kommende ökonomische 
und soziale Katastrophen, auf 
revolutionäre Unruhen. Mit ih-
rem flüchtigen Geld kaufen sie 
sich ein in Gated Communities 
und Sicherheitszonen. Durch 
Korruptionszahlungen schaffen 
sie sich Einfluss- und Abhängig-
keitsnetze. Vor allem aber rich-
ten sie sich im Zusammenspiel 
mit staatlichen und politischen 
Strukturen auf „Kapitalschnitte“ 
und „Währungsreformen“ ein 
– aus denen, wie die Geschichte 
lehrt, die ganz Großen auf Kos-
ten aller Kleineren immer ge-
stärkt hervorgegangen sind.

„Der Krieg der Staaten geht, der 
Konflikt der Klassen kommt“, 
prognostiziert das strategische 
Militärinstitut des Britischen 
Verteidigungsministeriums 
für das Jahr 2030: Aufgerieben 
zwischen „wachsender sozialer 
Verelendung einerseits und dem 
schamlosen Leben der Superrei-
chen andererseits“ könnten sich 
nicht nur die Unterschichten, 
sondern vor allem die „Leis-
tungs- und Wissenseliten, die 
früher einmal Bildungsbürger 
und Facharbeiter genannt wur-
den“, zu einem schlagkräftigen 
Interessenverbund zusammen-
tun. Diese „neue Klasse“ würde 
dann politisch für ihre eigenen 
grenzüberschreitenden Interes-
sen gegen den Kapitalismus der 
Superreichen kämpfen.

Deshalb also müssen die Rei-
chen immer reicher werden, 
deshalb rüstet Richistan auf. 
Und wie ist das in Deutschland? 
Merz, Schröder, Clement, Koch, 
Köhler und wie sie alle heißen 
– sie sind schon aufgesprungen 
auf diesen Zug.

hans-jürgen krysmanski ist 
emeritierter  professor für soziologie

der universität münster.

grenzte Zeit den Spitzensteuersatz 
auf 75 Prozent und die Erbschafts-
steuer auf mehr als 40 Prozent er-
höhte. 

1936 hielt er eine Wahlkampfre-
de,  die es in sich hatte. Zitat: „Wir 
müssen uns der alten Feinde er-
wehren – Wirtschafts- und Finanz-
monopole, Spekulation, rück- 
sichtslose Banken, Kriegsgewinn-
ler. Sie betrachten die Regierung 
schon als ein bloßes Anhängsel 
ihrer eigenen Geschäfte … “

Was sagt man dazu? Das war 
kein weltfremder sozialistischer 
Spinner, der das sagte, sondern 
einer der besten Präsidenten, die 
Amerika je hatte. Mit solchen Re-
den konnte man schon mal Wah-
len gewinnen in einem durch und 
durch kapitalistischen Land!

So was könnten wir auch gut 
brauchen. Weil wir gerade bei 
1933 waren, sollten wir uns in 
Erinnerung rufen, wie die deut-
sche Regierung damals auf die 
Weltwirtschaftskrise reagierte: 
mit dem Gesetz „zur Beseitigung 
von Not und Elend des Volkes“, 
verabschiedet am 24. März 1933, 
bekannt geworden als „Ermäch-
tigungsgesetz“, das die demokra-
tischen Rechte außer Kraft setzte. 
Das bürgerliche Lager, inklusive 
Adenauers Zentrum und dem li-
beralen Theodor Heuss, haben 
damals zugestimmt. Der Grund 
für diese Zustimmung ist rück-
blickend ungeheuerlich: Hitler 
hatte ihnen versprochen, die 
Funktion des Reichspräsidenten 
Grußaugust Hindenburg zu er-
halten.

In den USA führte Roosevelt 
den Staatskapitalismus ein und 
schröpfte die Reichen, bei uns 
engagierten Großkapital und 
Hochfinanz einen Schlägertrupp, 
um die systemische Bedrohung 
in den Griff zu kriegen – durch 
Raubmord und Erweiterung des 
Lebensraums.

Was will uns die Geschichte 
damit sagen? Vielleicht, dass un-
ser stolz bürgerliches Lager nicht 
in jeder Krise weiß, wie man in 
schwerer See den Kurs hoch hält.

Georg Schramm alias Lothar Dombrowski
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„Der staat muss mit der Finanzlobby brechen“
Ein Gespräch mit dem grünen Europaabgeordneten Sven Giegold und Ulrich Müller von LobbyControl

tückische partnerschaften
Banken treiben Ausverkauf der öffentlichen Güter voran

FcD Welche Rolle spielte die Fi-
nanzlobby bei der Entstehung der 
Krise?
Müller Die Finanzlobby hat 
vor der Krise die Regeln für 
die Finanzmärkte aufgeweicht 
und dabei selbst 
an Gesetzen mit-
geschrieben wie 
dem Investment-
modernisierungs-
gesetz. Das Ge- 
setz ließ Hedge-
fonds in Deutsch-
land zu und ge- 
währte der Finanz-
branche Steuerge-
schenke von mehr- 
eren Hundert Mil-
lionen Euro im 
Jahr. In der Krise 
haben die Banken 
die Rettungsmaß-
nahmen mitge-
staltet, und jetzt wehren sie sich 
gegen schärfere Regulierungen. 
Etwa beim Kampf gegen stren-
gere Eigenkapitalregeln, da 
spielt die Deutsche Bank eine 
wichtige Rolle.

FcD Wie sieht das aus?
Müller Josef Ackermann ist Vor-
sitzender des „Institute of Inter-
national Finance“, das ist die 
globale Lobbyorganisation der 
Finanzbranche. Das IIF hat mit 
übertriebenen Horrorszenarien 
in den letzten Monaten Druck 

Aber bisher verschafft die schiere 
Größe der Geldkonzerne deren lei-
tenden Managern auch so viel poli-
tischen Einfluss, dass sie alle Regulie-
rungsversuche erfolgreich abwehren 
konnten. Als im vergangenen Juni 
mehrere US-Senatoren die Aufteilung 
der Megabanken in kleinere Einheiten 
vorschlugen, wurden sie von Kollegen 
aus der eigenen Partei überstimmt, 
die von den Wahlkampfspenden der 
Finanzindustrie abhängig sind. Selbst 
die von Präsident Barack Obama und 
dem früheren Notenbank-Chef Paul 
Volcker geforderte Trennung des staat-
lich versicherten Bankgeschäfts vom 
spekulativen Handel mit Wertpapie-
ren und Fondsunternehmen wurde zu 
Fall gebracht.

Derweil gab es in Europa nicht ein-
mal den Versuch, die Dominanz der 
Großbanken zu brechen. Zwar hatte 
Kanzlerin Merkel noch im September 
2009 erklärt, „keine Bank“ dürfe mehr 
„so groß sein, dass sie wieder Staaten 
erpressen kann“ und betont, das sei 
„der wichtigste Punkt“. Doch über 
Klagen solcher Art kam die EU-Politik 
nicht hinaus. Im Zuge der Überschul-
dung Griechenlands erfahren die EU-
Bürger nun, dass ihre Regierungen sich 
ein weiteres Mal von der Finanzindust-
rie erpressen lassen und diese nicht für 
ihre Fehlinvestitionen haften muss.

Erneut drohte die Bankenbranche, 
eine Insolvenz eines ihrer großen 
Schuldner – dieses Mal die des griechi-
schen Staates – würde das europäische 
Finanzsystem gefährden. Und wieder 
übernahmen die Regierungen die Haf-
tung für mehr als 100 Milliarden Euro 
ausstehende Schulden. Dabei haben 
die Gläubiger, vorrangig Banken und 
Vermögensverwalter, jahrelang „Risi-
koprämien“ in Form hoher Zinsen von 
Griechenland erhoben. Nun, wo das 
Risiko tatsächlich eingetreten ist, wird 
es auf die Steuerzahler der übrigen EU 
übertragen – ein Vorgang jenseits aller 
marktwirtschaftlichen Logik. Dabei ist 
Griechenland selbst keineswegs gehol-
fen. Nach Ablauf des dreijährigen Pro-
gramms wird die Staatsverschuldung 
sogar nach den offiziellen EU-Progno-
sen höher sein als zuvor und ein Schul-
denerlass voraussichtlich unvermeid-
lich. Bluten müssen dann jedoch kaum 
noch die privaten Gläubiger, sondern 
die Staatshaushalte der übrigen EU.

harald schumann ist redakteur 
des berliner tagesspiegels.

gemacht, dass die Banken ihre 
spekulativen Geschäfte mit 
nicht so viel eigenem Kapital 
unterlegen müssen wie geplant.

FcD Herr Giegold, wie erleben Sie 
die Situation kon-
kret als Europaabge-
ordneter?
Giegold In Brüssel 
gibt es ein krasses 
Ungleichgewicht 
in der Finanzpoli-
tik. Banken, Ver-
sicherungen und 
F o n d s i n d u s t r i e  
sind stark prä-
sent, während es 
gemeinwohlori-
entierte Lobbys 
praktisch nicht 
gibt. Es wäre naiv 
anzunehmen, das 
hätte keinen Ein-

fluss. Die intensivste Lobby-
Attacke, die ich bisher erlebt 
habe, richtete sich gegen stren-
gere Regeln für Hedgefonds 
und andere Investmentgesell-
schaften. Im Ausschusssaal 
war es schwer, noch Raum zu 
finden. Sogar der FDP-Kollege 
beschwerte sich öffentlich über 
das massive Auftreten. Und die 
Lobbyisten bedrängen nicht 
nur das Europaparlament, sie 
sitzen auch in den Experten-
gruppen der EU-Kommission 
und können so frühzeitig die 

Sicht der Finanzindustrie ein-
bringen. 
Müller Leider hat diese Domi-
nanz der Finanzlobby die Krise 
bis heute fast unbeschadet über-
dauert. So hat die Bundesregie-
rung in der Krise eine Exper-
tenkommission eingesetzt, die 
neue Vorschläge für die Kont-
rolle der Finanzmärkte ausar-
beiten sollte – und sie war voller 
Leute mit engen Verbindungen 
zur Finanzbranche. Geleitet 
wurde sie von Otmar Issing, ei-
nem ehemaligen Bundesban-
ker, der heute Berater von Gold-
man Sachs ist.
Giegold  Auf EU-Ebene war die 
Situation leider ähnlich, aber 
die Debatte über den übermäßi-
gen Einfluss der Finanzbranche 
ist in den letzten Monaten stär-
ker geworden.

FcD Wie waren die Reaktionen auf 
Ihre Kritik an der Finanzlobby?
Giegold Vor allem haben wir es 
mit Kritik nicht bewenden las-
sen. Gemeinsam mit meinem 
französischen Kollegen Pascal 
Canfin habe ich eine Initiative 
zu einer finanzmarktkritischen 
Gegen-Lobby „Finance Watch“ 
in Brüssel gestartet. Dafür haben 
wir Unterstützung in allen poli-
tischen Lagern gefunden.
Müller Gegengewichte wie Fi-
nance Watch sind wichtig, aber 
der Staat müsste selbst unab-

– wissen die Privilegierten gar nicht 
mehr, wohin mit ihrem Geld. Sie stop-
fen ihr Kapital in Finanzanlagen und 
produzieren damit neue Blasen. Auch 
jetzt ist schon wieder zu beobachten, 
dass viele Anlageobjekte gefährlich 
überbewertet sind. Dies gilt vor allem 
für Aktien, Gold und Staatsanleihen.  

Während die Vermögenspreise nach 
oben schießen, droht weltweit die 
nächste Rezession. In den USA ist die 
Gefahr eines Abschwungs bereits so 
akut, dass Präsident Obama ein zwei-
tes Konjunkturpaket auflegen will. 
Seine Maßnahmen sind kurzfristig 
richtig und langfristig doch meist 
falsch. Denn es wiederholt sich ein 
Muster, das schon in der ersten Runde 
der Konjunkturpakete zu besichtigen 
war – ob in Europa oder in Amerika. 
Weil die Zeit drängte und der Absturz 
drohte, wurden Ad-hoc-Pakete ge-
schnürt. Staatliche Milliarden flossen 
in die bestehende, oft überalterte In-
dustrie. Legendär ist etwa die deutsche 
„Abwrackprämie“, die sich nicht nach 
dem CO2-Ausstoß der Autos richtete. 
Sie war typisch für deutsche Politik: 
Der Staat steckte rund 100 Milliarden 
Euro in seine Konjunkturpakete, doch 
davon waren ganze 13 Prozent ökolo-
gisch sinnvoll. Und selbst diese mick-
rige Zahl schönt die Regierungspolitik 
noch, denn weitere acht Prozent der 
Maßnahmen waren ökologisch kont-
raproduktiv.

Die jetzige Politik weist drei Fehler 
auf: Sie päppelt die Reichen, spart bei 
den Armen und erzeugt Blasen auf den 
Vermögensmärkten. Umverteilung ist 
also nötig. Aber es reicht nicht, nur die 
Steuern auf Einkommen und Vermö-
gen anzuheben. Man muss das Geld in 
eine nachhaltige Zukunft investieren. 
Deutschland wird neue Konjunkturpa-
kete brauchen – aber eine Abwrackprä-
mie sollte diesmal nicht dabei sein.

ulrike herrmann ist wirtschaftsredakteurin 
der tageszeitung taz.

hängige Expertise stärker för-
dern. Und er muss endlich mit 
der Finanzlobby brechen. 

FcD Wie kann das aussehen?
Müller Der Staat sollte sich aus 
g e m e i n s a m e n 
L o b b y g r u p p e n 
wie der „Initiative 
F i n a n z s t a n d o r t  
Deutschland“ zu-
rückziehen, Exper-
tengremien ausge-
wogen besetzen 
und Karenzzeiten 
einführen, damit 
Politiker oder Po-
litikerinnen nicht 
nahtlos in Lob-
byjobs wechseln 
können. Zudem 
brauchen wir ver-
pflichtende Trans-
parenzregeln für 
Lobbyisten in Brüssel und Ber-
lin. 
Giegold Wir brauchen eine Dop-
pelstrategie: gemeinwohlorien-
tierte Kräfte stärken und illegi-
timen Einfluss von mächtigen 
Partikularinteressen schwächen. 
Dazu können wir als Gesetzge-
ber Entscheidendes leisten.

FcD Was sind Ihre nächsten Pro-
jekte zum Thema Finanzlobby?
Müller Bei den „Worst EU Lobby-
ing Awards“ stehen ab Oktober 
Negativfälle der Finanzlobby 

von werner rügemer, köln

Die öffentliche Infrastruktur 
– etwa Verkehr, Gesund-

heit, Schulen – ist in so genann-
ten Entwicklungsländern, aber 
auch in „entwickelten“ Indus-
trieländern stark erneuerungs-
bedürftig. Gleichzeitig sind die 
Staaten überschuldet. Seit etwa 
einem Jahrzehnt durchdringen 
Banken und ihre Berater (Ratin-
gagenturen, Wirtschaftsprüfer) 
die Infrastruktur als neue „asset 
class“, als neuen Finanzierungs- 
und Anlagebereich. Weltbank 
und Europäische Investitions-
bank (EIB) fördern das. Zu den 
inzwischen weltweit eingesetz-
ten Instrumenten gehört auch 
Public Private Partnership (PPP). 

Bei PPP bieten die Investor- 
en ein „Rundum-sorglos-Paket“ 
an: nicht nur Sanieren und 
Bauen, sondern vor allem auch 
Betreiben und Finanzieren von 
Schulen, Krankenhäusern, Ge-
fängnissen, Straßen und ähn-
lichem. Die Verträge laufen 
meist 30 Jahre, der Staat zahlt 
eine jährliche Miete. Der Inves-
tor – in der Regel ein Bau- oder 
Energiekonzern wie Hochtief, 
Bilfinger Berger oder Veolia – tut 
sich mit einer Bank zusammen. 
Die legt einen Immobilienfonds 
auf und gibt dem Baukonzern 

die Kredite. Damit gehen die ge-
samten Finanzierungskosten – 
nicht nur Zinsen, sondern auch 
die Kosten für Steuerberatung, 
Kreditvermittlung und die  Su-
che nach Anlegern – in die Mie-
te ein. 

Bei PPP verkauft der Investor 
in der Regel einen Teil der Miet-
forderungen an die Bank. Die 
macht damit noch einmal ein 
Geschäft und bekommt eine 
beherrschende Stellung. Dieses 
Vorgehen heißt „Forfaitierung 
mit Einredeverzicht“: Die Bank 
zahlt dem Investor den heu-
tigen (abgezinsten) Wert der 
Forderungen aus; im Gegenzug 
erklärt die öffentliche Hand, 
dass sie auch bei Schlechtleis-
tung des Investors zunächst die 
Miete nicht kürzt (Einredever-
zicht), die nun an die Bank zu 
zahlen ist. 

In Deutschland ist das Finan-
zierungsgeschäft bei PPP weit-
gehend in der Hand der maro-
den Landesbanken. Besonders 
aktiv sind die Landesbank 
Baden-Württemberg (LBBW), 
die WestLB, die HSH Nordbank 
und die NordLB. Sie operieren 
oft über Tochtergesellschaften 
wie die Südleasing GmbH, die 
der LBBW gehört.

werner rügemer ist 
sachbuchautor und berater.

zur Online-Abstimmung. Au-
ßerdem arbeiten wir an einem 
speziellen Lobbyismus-Wiki im 
Internet. Die „Lobbypedia“ soll 
insbesondere über die Finanz-
lobby aufklären.

FcD Herr Giegold, 
wie geht es bei Ihnen 
im Herbst weiter?
Giegold Die Aus-
einandersetzung 
um die Regulie-
rung der Finanz-
märkte tobt in 
Brüssel mit voller 
Energie. Es stehen 
zirka 30 Gesetzge-
bungsprojekte an. 
Außerdem freue 
ich mich auf das 
erste Treffen zur 
Gründung von 
„Finance Watch“ 

Ende September.

FcD Danke für das Gespräch.

fortsetzung von seite 1 
„gemeingefahr grossbanken“:

fortsetzung von seite 1 
„ungerecht und ökonomisch unsinnig“

Ullrich Müller Sven Giegold

anzeige



Fo
to

: S
am

i A
tw

a

startschuss für 
„Demokratische bank“

In Österreich initiieren GlobalisierungskritikerInnen 
ein alternatives Bank-Projekt

löcher im Flickenteppich
Wer keine neue Bankenkrise will, muss konsequent regulieren
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bankensystem 
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von markus henn, berlin

Während die USA im Juli eine 
umfassende Finanzreform be-

schlossen haben, wird in der EU und 
in Deutschland noch immer am Re-
formflickenteppich gearbeitet. Anfang 
September konnte man sich immerhin 
mal wieder auf einen Flicken – die eu-
ropäische Aufsicht – einigen. Aber es 
bleiben viele Löcher: Bei Themen wie 
Eigenkapital, Alternative Investment-
fonds, Derivate, Bankenabgabe oder 
Finanztransaktionssteuer wurde noch 
immer nichts entschieden. Oft stehen 
nationale Vorbehalte und die Lobby 
der Finanzwirtschaft einem Fortschritt 
im Weg. 

Zugleich bleibt unklar, ob beim 
nächsten G20-Gipfel in Seoul (Süd-
korea) im November eine globale Ei-
nigung auf bestimmte Standards vor-
angebracht wird. Der letzte Gipfel in 
Toronto war für alle, die angesichts der 
Finanzkrise eine globale Einigung er-
hofft hatten, eine Enttäuschung. Doch 
gibt es in Seoul erneut die Chance, aus 
der Krise zu lernen. Auch im Rahmen 
des Basel-III-Prozesses läuft noch im-

mer die Auseinandersetzung um bes-
sere Regulierung. Die dort beteiligten 
deutschen Regulierer erwiesen sich 
dabei aber als verlängerter Arm der 
deutschen Banken. Die jüngst gefass-
ten Beschlüsse zum Eigenkapital sind 
im Ganzen richtig, setzten jedoch zu 
wenig da an, wo unverantwortliche 
Risiken aufgebaut wurden, und sind in 
der Umsetzung zu langsam.

Immerhin hat die Bundesregierung 
im Juli endlich einen Gesetzesentwurf 
für den Umgang mit Problembanken 
vorgestellt. Doch darin hat es die Re-
gierung versäumt sicherzustellen, dass 
Verluste der Banken auf keinen Fall so-
zialisiert werden können. Der Entwurf 
dreht sich zudem nur um den Fall, dass 
Banken schon Probleme haben. Gänz-
lich fehlt dagegen ein präventiver An-
satz. Dabei stellen Größe, Vernetzung 
und Geschäfte der Banken weiterhin 
eine Gefahr da. Deshalb sollte die Grö-
ße von Banken begrenzt und über eine 
Teilung einzelner Institute nachge-
dacht werden.

Auch die Geschäftspraxis der Banken 
muss Gegenstand politischer Regulie-
rung sein. Alle Geschäfte der Banken 

von christian felber, wien

Die Globalisierungskritikerinnen 
und -kritiker von Attac Österreich 

wollen nicht warten, bis ihnen die Re-
gierung oder das Parlament bessere 
Banken bringt. Sie rufen selbst die Zivil-
gesellschaft zur Gründung einer alter-
nativen Bank auf – und werden erhört. 
Seit Mai dieses Jahres wächst der Kreis 
der Personen, die gemeinsam die „De-
mokratische Bank“ aufbauen. 

Die Idee ist einfach, aber grundle-
gend: Geld soll auch als öffentliches 
Gut organisiert werden und die Bank, 
statt Gewinne anzustreben, dem Ge-
meinwohl dienen. Sie soll ausschließ-
lich das Einlage- und Kreditgeschäft 
abwickeln; Wertpapiere und Derivate 
sind tabu. Girokonten sind kostenlos 
und Kredite umso günstiger, je sozialer 
und ökologischer ihre Wirkung ist.

Die Bank arbeitet transparent und 
demokratisch. Ihre Leitungs- und Auf-

sichtsgremien kommen durch direkte 
Wahl auf kommunaler Ebene zustande: 
Die Bank gehört der souveränen Bevöl-
kerung, nicht dem Staat.

Neben ihrer Rolle als ökonomische 
Basis-Dienstleisterin soll die Bank auch 
als Bildungsinstitution wirken und Be-
wusstsein über Geld-Zusammenhänge 
schaffen sowie sich als Lobbyistin 
für strengere Finanzmarkt-Regeln ein-
setzen.

Derzeit wirken bereits 250 Menschen 
am Aufbau der Bank mit. Gesucht wer-
den Mitgründerinnen und -gründer, 
die sich mit mindestens 1000 Euro am 
Stammkapital beteiligen. Die Demo-
kratische Bank ist Strukturelement der 
„Gemeinwohl-Ökonomie“, einer voll-
ständigen Systemalternative, die von 
Attac-Unternehmern entwickelt und 
von immer mehr Unternehmen unter-
stützt wird.

www.demokratische-bank.at

einen derartigen Offenbarungseid auf 
Grund ihrer noch unverdauten Risiken 
und Verluste allerdings kaum überleben. 
Soweit möglich sollten sie dann per In-
solvenz aus dem Leben scheiden. Leider 
wäre die Pleite vieler Geschäfts- und 
Landesbanken aber wegen ihrer Grö-
ße und Verflechtung eine Bedrohung 
für die Realwirtschaft. In solchen Fäl-
len müssen sie notgedrungen staatlich 
gestützt und in öffentliches Eigentum 
überführt werden.

In Zukunft könnte die Bankenland-
schaft dann wie folgt aussehen:

Auf lokaler Ebene gibt es nur noch Spar-
kassen einerseits und Volks- und Raiffei-
senbanken andererseits. Auf der über-
kommunalen Ebene werden aus den 
(in die öffentliche Hand überführten) 
Geschäftsbanken und den glücklosen 
Landesbanken neue Spar-Regional-Kas-
sen beziehungsweise Volks-Regional-
Banken geformt. Diese Regionalinstitute 
werden nach dem Vorbild der Sparkas-
sen und Volksbanken auf ZEF-Finanz-
dienstleistungen für Großkunden (zum 
Beispiel  Großunternehmen, Gebietskör-
perschaften, Sozialversicherungsträger) 
beschränkt.

Ob lokal oder regional: Die Kontrollor-
gane (Verwaltungs- und Aufsichtsräte) 
der Banken sind in ihren Kompetenzen 
zu stärken und personell durch Vertreter 
gesellschaftlicher Organisationen wie 
Gewerkschaften, Umweltverbände, Ver-
braucherschützer, soziale Einrichtungen 
und Bewegungen zu erweitern. Die Mit-
glieder der Kontrollorgane müssen eine 
demokratische Legitimation haben, ge-
gebenenfalls durch direkte Wahl.

Demokratische Kontrolle ist auf en-
gagierte Bürgerinnen und Bürger mit 
Durchblick angewiesen. Voraussetzung 
dafür ist eine breit angelegte Aufklärung 
der Bevölkerung über die Grundlagen 
des Wirtschafts- und Finanzsystems. 
Wie es zu Recht eine Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung und Milli-
onenausgaben für die AIDS-Prävention 
gibt, so wäre unsere Gesellschaft gut be-
raten, viel Geld in die Aufklärung über 
die Risiken unkontrollierter Finanz-
märkte zu investieren.

Auch wenn sie auf ihre Kernfunkti-
onen zurückgestutzt sind – man kann 
die demokratische Kontrolle der Ban-
ken nicht allein Parlamenten und Par-
teien überlassen. Nicht nur Attac sollte 
sich daher auf eine künftige Mitwir-
kung in den Kontrollgremien der Ban-
ken vorbereiten.

von philipp hersel, berlin

Seit der Gründung vor zehn Jahren 
ist die demokratische Kontrolle 
der Finanzmärkte ein Leitmotiv 
von Attac. Spätestens die Finanz-

krise der vergangenen Jahre sollte jedem 
klar gemacht haben, wie dringend eine 
solche Kontrolle ist. Die bislang vorherr-
schende neoliberale Annahme, Banker 
würden schon im eigenen Interesse kei-
ne für die Banken Existenz bedrohenden 
Risiken eingehen, stellte sich für alle 
vernunftbegabten Zeitgenossen als naiv 
und verantwortungslos heraus. Wenn 
also eine Kontrolle der Banken aus Sicht 
des Gemeinwesens unumgänglich ist, 
wie könnte sie aussehen und wer soll sie 
wie ausüben?

Als ersten Schritt müssen die Banken 
per Gesetz auf ihre gesamtwirtschaftli-
chen Kernfunktionen zurechtgestutzt 
werden. Das sind erstens die Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs, zweitens das 
Einlagengeschäft, um den Menschen 
sichere Möglichkeiten zur Bildung von 
Ersparnissen anzubieten, und drittens 
die Finanzierung gesamtwirtschaftlich 
und gesellschaftlich sinnvoller öffent-
licher und privater Investitionen (kurz: 
ZEF-Geschäfte).

In Deutschland hat es vor allem den 
privaten Geschäftsbanken und den Lan-
desbanken an demokratischer Kontrol-
le gemangelt. Dort sind nicht nur die 
höchsten Verluste zu verzeichnen. Diese 
beiden Bankengruppen haben sich auch 
am stärksten von den ZEF-Kernfunktio-
nen entfernt.

Die Sparkassen und die Volks- und 
Raiffeisenbanken haben sich hingegen 
deutlich besser bewährt. Zum einen des-
halb, weil sie in ihren Satzungen stärker 
auf ZEF-Geschäfte in ihrer Region be-
schränkt sind und bei den meisten Spar-
kassen sogar eine Gemeinwohlorientie-
rung explizit verankert ist. Zum anderen, 
weil die Kontrollgremien dieser beiden 
Banktypen deutlich breiter zusammen-
gesetzt sind als die der Privatbanken.

Um ihre Kernfunktionen zuverlässig 
zu erfüllen, brauchen die Banken eine 
seriöse ökonomische Grundlage. Nur 
Banken ohne toxische Wertpapiere und 
andere Bilanzleichen im Keller können 
ihrer Finanzierungsfunktion nachkom-
men und ihren Kunden sichere Einlagen 
bieten. Ein Neuanfang im Bankensek-
tor erfordert daher eine konsequente 
Offenlegung der Bilanzen. Die meisten 
Geschäfts- und Landesbanken dürften 

müssen in die Bilanz, dürfen nicht über 
Steueroasen ablaufen und müssen aus-
reichend mit Eigenkapital abgesichert 
sein. Für die Bank als Ganzes braucht 
es eine zusätzlich eine Verschuldungs-
grenze (leverage ratio). Momentan 
geht das Derivate- und Verbriefungs-
geschäft fast so weiter, als hätte es die 
Krise nie gegeben. Es muss endlich 
streng kontrolliert und eingeschränkt 
werden, besonders der Eigenhandel 
von Banken. 

Die Banken sind außerdem durch 
Steuerbefreiung, Nutzung von Steuer-
oasen und ihren Wissensvorteil steuer-
lich sehr gut gestellt und streichen da-
durch hohe Gewinne ein. Sie müssen 
wieder ausreichend zur Kasse gebeten 
werden, über gesetzliche Verschärfun-
gen und über eine Finanztransaktions-
steuer plus Bankenabgabe.

Die Krise hat gezeigt, dass Regulie-
rung einen Unterschied machen kann. 
Länder mit guter Regulierung konnten 
sich der Krise relativ gut entziehen. Es 
kommt jetzt darauf an, in den vielen 
Details der Regulierung nicht nachzu-
lassen.

markus henn ist mitarbeiter der ngo weed.

Die Regierungen der EU und der USA 

tun sich schwer, Banken und Fonds ernsthaft 

Zügel anzulegen. Dabei gibt es viele durchdachte 

Vorschläge, die das Finanzsystem vom Kopf auf die 

Füße stellen wollen.
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Nähere Informationen zur Zusammenarbeit der Financial Crimes 
mit dem globalisierungskritischen Netzwerk Attac: 

WWW.FINANcIAL-cRIMES.NET
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Als Bürgerinnen und Bürger haben wir das Recht auf Dialog und Mitsprache. Attac versteht auch die Banken 
als Teil des Gemeinwesens und fordert ihre demokratische Kontrolle. Trotz aller Versprechungen lässt die 
Bundesregierung jedoch weiterhin zu, dass Großbanken die Allgemeinheit mit ihrer so genannten Systemre-
levanz erpressen.

So wurde die Commerzbank aus Steuermitteln mit einer Kapitalspritze von 18,2 Milliarden »gerettet« – obwohl 
sie an der Börse nur noch knapp 4 Milliarden Euro wert war. Gleichzeitig übernahm sie die Dresdner Bank und 
wurde zu einem noch größeren Bankenriesen. Trotz der Beteiligung des Bundes unterhält die Bank weiterhin 
Filialen in Steueroasen. Während die Kosten der Finanzkrise mit dem Sparpaket auf die ärmsten Teile der 
Bevölkerung abgewälzt werden, streichen viele Banken längst wieder dicke Gewinne ein. 

Attac fordert daher die Zerschlagung »systemrelevanter« Großbanken in demokratisch kontrollierbare Ein-
heiten. Wir werden uns im Herbst mit nachdrücklichen Aktionen für eine Entmachtung der Banken und die 
Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums stark machen.

Schießen Sie sich unseren Aktionen an und fordern Sie mit uns Ihre demokratischen Rechte ein – direkt in Ihrer 
Bankfiliale. Weitere Informationen finden Sie auch unter www.attac.de

Gemeinsam mehr erreichen

Bürgerrecht

Wir
bestimmen
mit. 

Hagen Pfaff, Attac-Aktivist gegen Commerzbank und andere Großbanken
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Alternativen zum Kaputtsparen
Attac und Verdi plädieren für sozial gerechtes Steuersystem

Besetzen statt besitzen
Eine Einladung zu kreativem Protest

mit robin hood gegen 
Armut und resignation

 Die Geschichte der Finanztransaktionssteuer

SEPTEMBER/OKTOBER 2010
FinAnciAl crimEs DEutschlAnD

ter gehen: Das Frankfurter Finanzzen-
trum sitzend besetzen, mit Tausenden 
anderen, und die grauen Herren einen 
Tag lang nicht in ihre Bankzentralen hi-
neinlassen – vielleicht am 18. Oktober, 
einige Planungen dazu gibt es schon. 
Oder auch mal gehen statt sitzen, das 
wäre doch was, und zwar spazieren – 
vielleicht im Grunewald oder anderen 
Villenvierteln, und einfach lautstark 
über den Gartenzaun schauen und die 
Milliarden zurückfordern, die letztlich 
dort hin geflossen sind – ja, richtig, zu 
den Besitzenden. Allein, ob es die Gür-
telbesitzerinnen und -besitzer schaffen, 
sitzend und gehend das Thema Reichen-
subventionen zu besetzen, das ist noch 
offen. Das nächste Mal, wenn es Sie 
zwickt, den Gürtel noch ein Stückchen 
enger zu schnallen, dann fangen Sie 
doch einfach mal damit an – setzen Sie 
sich statt auf die Parkbank vor die Com-
merzbank, statt auf die Spielplatzbank 
vor die Deutsche Bank – damit die Spiel-
bank des internationalen Finanzhandels 
endlich geschlossen wird. 

bestimmte Finanztransaktionen. Allein 
die Börsenumsatzsteuer in Großbritan-
nien brachte 2006 ein Aufkommen von 
etwa fünf Milliarden Euro. Eine Steuer 
auf sämtliche Arten von Finanztransak-
tionen an einem der großen Finanzplät-
ze der Welt steht allerdings noch aus. 
Mit der „Überzeugungsarbeit“ durch 
die jüngste Finanzkrise und vor allem 
dem massiven Druck von Attac und 
dem Kampagnenbündnis „Steuer gegen 
Armut“ ist die Forderung nach einer 
Finanztransaktionssteuer jedoch inner-
halb kurzer Zeit politisch mehrheitsfähig 
geworden. Inzwischen setzt sich selbst 
die deutsche Bundesregierung internati-
onal für ihre Einführung ein. Sie macht 
dies allerdings von einer europäischen 
Einigung darüber abhängig.

Ob die Steuer kommen wird, wird stark 
von ihrem Rückhalt und dem Engage-
ment in der Bevölkerung abhängen. 
Anders als mit massivem öffentlichen 
Druck ist die abrupte Kehrtwende der 
Bundesregierung in dieser Frage nicht 
zu erklären. Nach dem Vorbild der bri-
tischen Robin Hood Tax Campaign hat 
auch die deutsche Kampagne „Steuer 
gegen Armut“ mehrere Aktionen mit 
Unterstützung aus dem Sherwood Fo-
rest in Szene gesetzt. Im Herbst sind die 
Attac-Gruppen aufgerufen, unterstützt 
vom Kampagnenbündnis eigene Robin-
Hood-Aktionen vor Ort auf die Beine zu 
stellen. Außerdem bereitet das Kampag-
nenbündnis Hintergrundinformationen 
auf, die sich gut als Argumentationshilfe 
für den Besuch von Bürgersprechstun-
den der Bundestagsabgeordneten in ih-
ren Wahlkreisen eignen.

mehr infos: www.steuergegenarmut.org

von detlev von larcher (attac) 
und ralf krämer (verdi)

Nachdem Bankenrettungen und 
Konjunktureinbrüche die öf-
fentlichen Haushalte erheblich 

geschröpft haben, steht nun der Abbau 
von Staatsschulden ganz oben auf der 
politischen Agenda. Als Mittel dazu wer-
den von den meisten EU-Regierungen 
– so auch von der Bundesregierung – ri-
gide Sparprogramme und die damit ver-
bundenen Einschnitte ins soziale Netz 
als alternativlos dargestellt.

Diese Einschätzung verwundert, wenn 
man sich vor Augen führt, dass dem 
Schuldenberg der öffentlichen Hand auf 
der anderen Seite ein enormer und in 
den Händen weniger hoch konzentrier-
ter privater Reichtum gegenübersteht, 
der über die letzten zehn Jahre sogar er-
heblich gewachsen ist.

Von 1999 bis 2009 erhöhte sich das pri-
vate Vermögen in Deutschland um 1100 
Milliarden auf 6,6 Billionen Euro. Das 
oberste Zehntel der Bevölkerung besaß 
2007 einen Anteil von 61 Prozent am Ge-
samtvermögen. 

Was also würde näher liegen, als diese 
Vermögen zur Finanzierung der Krisen-
kosten und der dringend notwendigen 
öffentlichen Aufgaben heranzuziehen? 
Zumal die Vermögenden durch die Ban-
kenrettungspakete mit Millarden aus 
Steuergeld vor größeren Verlusten be-
wahrt wurden.

Tatsächlich gibt es dazu längst eine 
Reihe von Konzepten, die aber von der 
Bundesregierung geflissentlich ignoriert 
werden. Attac und Verdi etwa haben ihre 
bereits vor einigen Jahren vorgestellte 
Solidarische Einfachsteuer unter dem 
Eindruck der Krise weiterentwickelt. Das 
Konzept umfasst sieben zentrale Punkte:

– Eine gerechte, progressive Einkom-
mensteuer mit einem Spitzensteuersatz 
von 53 Prozent. Dazu müssen Schlupf-

löcher geschlossen und eine vollstän-
dige Erfassung und Besteuerung hoher 
Einkommen durch wirksame Kontrollen 
und Prüfungen gesichert werden. 

– Eine Reichensteuer mit einem höchst-
satz von 56 Prozent ab einem Jahresein-
kommen von 125.000 Euro. Das jährli-
che Aufkommen einer so reformierten 
Einkommensteuer würde um zirka vier 
Milliarden Euro pro Jahr höher ausfallen.

– Die Wiedererhebung der Vermögen-
steuer auf reformierter Grundlage. Bei 
einem Freibetrag von 500.000 Euro je 

Haushalt und einem Steuersatz von ei-
nem Prozent auf das den Freibetrag über-
steigende Vermögen wird mit einem 
Aufkommen von 20 Milliarden Euro 
gerechnet.

– zusätzlich zur Vermögenssteuer wird 
für Vermögen ab zwei Millionen Euro 
progressiv ein Solidaritätszuschlag von 
zwei bis fünf Prozent für eine Frist von 
mindestens fünf Jahren erhoben. Das 
würde mehrere Milliarden Euro jährliche 
Zusatzeinnahmen bringen.

– Erbschaftsteuer: Bei einer korrekten 
Erfassung aller Vermögensarten wäre der 
Gesamtwert des vererbten Vermögens 
doppelt so hoch wie vorher. Zusätzlich 
würden mehr Erbfälle steuerpflichtig 
werden. Die Einnahmen würden sich 
von heute vier auf acht Milliarden Euro 
verdoppeln. Durch Verstärkung der Pro-
gression und Schließung von Schlupflö-

chern (etwa  bei Schenkungen) ließe sich 
das Aufkommen sogar auf zehn Milliar-
den steigern.

– Unternehmenssteuern: Finanzkräftige 
Unternehmen, die von den Regierun-
gen Schröder und Merkel immer weiter 
entlastet wurden, sind durch eine Erhö-
hung der Körperschaftsteuer und eine 
Stärkung (statt Abschaffung) der Gewer-
besteuer bei gleichzeitiger Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlagen verstärkt he-
ranzuziehen. Mehreinnahmen von etwa 
20 Milliarden Euro sind realistisch.

– Eine Finanztransaktionsteuer würde 
die Spekulation auf den Finanzmärkten 
dämpfen und die Profiteure des Finanz-
casinos an den Kosten der Krise beteili-
gen. Außerdem bliebe noch Geld für die 
Entwicklung der Länder des Südens. Ein 
Steuersatz von nur 0,1 Prozent würde 
weltweit rund 700 Mrd. US-Dollar jähr-
lich erbringen, davon allein 320 Miliar-
den in Europa.

– Die Superreichen der Welt halten un-
gefähr 11,5 Billionen US-Dollar in Steu-
eroasen. Damit hinterziehen sie den 
Finanzämtern jährlich Steuern in Höhe 
von zirka 250 Milliarden US-Dollar. 30 
Milliarden Euro gehen Deutschland ver-
loren. Ein automatischer Informations-
austausch zwischen den Steuerbehörden 
der Länder und von den Finanzinstituten 
zu den Steuerbehörden würde wirksam 
Steuervermeidung und -hinterziehung 
bekämpfen. Das zeigen die angekauften 
CDs aus den Schattenfinanzplätzen.

Alternativvorschläge zum Kaputtspa-
ren gibt es also reichlich. Es fragt sich 
nur, warum sich die Bundesregierung so 
heftig dagegen sträubt, sie zur Kenntnis 
zu nehmen. Vielleicht sollte sie beden-
ken, dass internationale Umfragen im-
mer wieder die Finnen als die glücklichs-
ten Menschen der Welt identifizieren 
– und das, obwohl in kaum einem Land 
so hohe Steuern – besonders für Spitzen-
verdiener – zu zahlen sind.

von andrea vetter und matthias schmelzer, berlin 

Besitzen ist gut – denn wer da hat, dem 
wird gegeben, so steht es schon in der 

Bibel. Und wer wie eine Bank besonders 
viel besitzt oder dort große Mengen Geld 
angelegt hat, dem wird auch besonders 
viel gegeben – und zwar Milliarden aus 
den öffentlichen Kassen, zur Sanierung 
der Bankrotteure. Wer das bezahlt? Nun 
selbstverständlich nachgelagert dieje-
nigen, die nichts besitzen, außer einem 
Gürtel, der ja mit dem verabschiedeten 
Sozialkürzungspaket enger geschnallt 
werden kann. Und das, fragen Sie zu 
Recht, lassen sich die Gürtelbesitzerin-
nen und –besitzer einfach so gefallen? 
Wenn sie schon wenig besitzen, dann 
könnten sie doch zumindest etwas be-
setzen – zum Beispiel eine Bank. Einfach 
mal so, zehn, hundert, viele Menschen, 
rund um eine Kleinstadtfiliale, man 
kennt die Bilder aus dem Wendland, 
wo jährlich Unzählige gegen die Castor-
Transporte sitzen, und zwar auf den 
Schienen. Man könnte auch noch wei-

von rainald ötsch, berlin

Das gehäufte Auftreten von Finanz-
krisen führte 1998 in Frankreich zur 

Gründung einer „Vereinigung zur Be-
steuerung von Finanztransaktionen im 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger“. 
Der Name der Organisation klang auf 
Französisch zwar genauso sperrig wie 
auf Deutsch, ließ sich dafür aber wun-
derbar zu „Attac“ abkürzen. Die Steuer 
auf Finanztransaktionen war nie die ein-
zige Forderung der Bewegung. Als pro-
minenteste Forderung trägt sie jedoch 
Symbolcharakter für eine neue Form 
globaler solidarischer Politik. Während 
in der politischen Diskussion lange nur 
von einer Steuer auf Währungsgeschäf-
te die Rede war („Tobinsteuer“ – nach 
dem Wirtschaftsnobelpreisträger James 
Tobin benannt), hat sich die geforderte 
Steuerbasis inzwischen auf sämtliche 
an den Finanzmärkten gehandelten 
Produkte verbreitert. Allein in Deutsch-
land ließe sich nach Berechnungen des 
Österreichischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (WIFO-Institut) durch 
eine allgemeine Finanztransaktions-
steuer jährlich ein Steueraufkommen 
von etwa  20 Milliarden Euro erzielen. 
Die Finanztransaktionssteuer ist zwar 
kein Allheilmittel. Da sie jedoch speziell 
kurzfristige Spekulation belastet, zielt sie 
genau auf die exzessiven Zockereien des 
Casino-Kapitalismus, trifft dessen Profi-
teure und schrumpft den aufgeblähten 
Finanzsektor.

Die Besteuerung von Finanztransakti-
onen galt lange Zeit als Forderung von 
Utopisten. Im Grunde ist sie aber nichts 
grundlegend Neues: Mehrere Dutzend 
Länder hatten oder haben Steuern auf 
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Der Mann aus Sherwood Forest in der Neuzeit: Von den Zockern nehmen, den Armen geben.




